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Der Heimatdienft | 


Das Hilfsprogramm für die Landwirtfchaft. 
Nach den Beſchlüſſen des Reichstags. 
Von Dr. F. Anders. 


Die Agrarkriſe in Deutſchland iſt kein Problem, mit dem 
ſich lediglich die unmittelbar betroffene Berufsſchicht ausein⸗ 
anderzuſetzen hätte. Bei der engen Verflechtung der Land⸗ 
wirtſchaft mit allen Wirtſchaftszweigen wird eine langwäh⸗ 
rende Notlage der Landwirtſchaft notwendig auf al le Er- 
werbsſchichten ausſtrahlen. Einmütigkeit 9 darüber, daß 
ihr geholfen werden muß. Nur über die Mittel und Wege, 
wie dies geſchehen ſoll, gehen die Anſichten auseinander. Kein 
Wunder, daß auch die Urteile über die praktiſchen Auswir⸗ 
kungen der letzten Reichstagsbeſchlüſſe alles eher als ein- 
heitlich find. Suchen wir uns einmal unvoreingenommen ein 
Bild zu machen von den gefaßten Beſchlüſſen und ihrer vor⸗ 
ausſichtlichen Bedeutung für die Überwindung oder min- 
deſtens für die Milderung der Agrarkriſe. 

Eines der ſchwierigſten Probleme bei der Aufſtellung 
eines landwirtſchaftlichen Notprogramms war die Regu- 
lierung der Getreidepreiſe. Im Mittelpunkt des 
Kampfes ſtand hier lange Zeit das Getreidemonopol, das von 
verſchiedenen Seiten als die beſte Löſung angeſehen wurde, um 
eine Stabilität der Getreidepreiſe auf die Dauer zu erzielen. 
Die Monopolidee ſcheiterte ſchließlich, weil ſie in der vor⸗ 
geſchlagenen Form nicht zu verwirklichen war. Auch wäre 
es nicht möglich geweſen, auf dem Wege des Monopols der 
Landwirtſchaft die ſofortige Hilfe für die nächſte Ge⸗ 
treideernte zu bringen, die von allen Seiten als unbedingt 
notwendig bezeichnet wurde. Man mußte alſo die Löſung 
auf einem anderen Wege verſuchen, nämlich auf dem Wege 
der Handels- und Sollpolitik. Wie ift nun diefe Regelung 
gedacht? ; 

Durch eine Derorönung der Reichsregierung vom 
2. Juli 1929, die mit Zuſtimmung des zuſtändigen Reichs⸗ 
tagsausſchuſſes erlaſſen wurde und am 10. Juli d. J. in Kraft 
getreten ift, werden zunächſt die Swiſchenzölle für 
Getreide beſeitigt. Dadurch werden die derzeitigen Sölle 
für Roggen von 5 auf 6 RM., für Weizen von 5 auf 6,50 RM., 
für Hafer von 5 auf 6 Rm je dz erhöht. Dies gilt jedoch nur 
für Dertragsländer. Für Länder, mit denen wir keinen 
Handelsvertrag haben, wie z. B. Kanada und Auſtralien, er- 
höht fih der Soll für Roggen und Hafer auf 7 RM., für 
Weizen auf 7,50 RM. Nebenbei ſei bemerkt, daß die Futter⸗ 
mittelzölle im Intereſſe der kleineren und mittleren Land⸗ 
wirtſchaft unverändert bleiben. Durch die Kündigung des 
Handelsvertrages mit Schweden zum 15. Februar 1950 ift 
gleichzeitig der Weg frei gemacht für das Inkrafttreten der 
autonomen Getreidezölle. 

Wichtig ift ferner Aufhebung der Bindung des Mehl ⸗ 
zolles in dem Handelsvertrag mit Frankreich. Der ein⸗ 
ſchlägige Beſchluß des Reichstages gibt der Reichsregierung 
die Ermächtigung zur vorläufigen Inkraftſetzung einer neuen 
Vereinbarung mit Frankreich (zunächſt für ein halbes Jahr) 
und zu einer neuen autonomen Swiſchenzollregelung für 
Mehl (unter Aufrechterhaltung der bisherigen Relation 
zwiſchen Getreide- und Mehlzoll). Durch das am 27. Juni 
abgeſchloſſene Zuſatzabkommen zum deutſch⸗franzöſiſchen 
Handelsvertrag ift die bisherige Bindung des Mehlzolls auf 
11,50 RM. je dz befeitigt. Durch eine Regierungsverordnung, 
die am 10. Juli in Kraft getreten iſt, iſt gleichzeitig der auto⸗ 
nome Soll für Mehl auf 14,50 RM. je dz feſtgeſetzt worden. 

Weiter ift befchloffen worden, den D er mahlungszwang 
mit der Möglichkeit des Bei mahlungszwanges für Weizen 
einzuführen. Durch geſetzliche Regelung werden die deutſchen 
Mühlen angehalten, mindeſtens 50 v. B., in der Zeit vom 
1. Auguſt bis 50. November fogar 40 v. . deutſchen Weizen 
zu vermahlen. Für den Fall, daß dieſer Zwang nicht aus- 
reicht, um die Nachfrage nach deutſchem Weizen entſprechend 
zu ſteigern und für die deutſche Landwirtſchaft rentable Preiſe 
zu erzielen, iſt der Reichsminiſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft ermächtigt, anzuordnen, daß die deutſchen Mühlen 
bei der Herftellung von Weizenmehl zum mindeſten 50 v. B. 
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deutſchen Weizen verwenden. Dieſen letzten Schritt aber 
hofft der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
vermeiden zu können, da ihm u. a. die Großmühlen im Rhein⸗ 
lande zugeſichert haben, daß fie in Zukunft jährlich 500 000 t 
deutſchen Weizen mehr vermahlen wollen. 

Schließlich hat der Reichstag zur Bewegung der 
Getreideernte für die Zeit bis zum 31. März 1930 
einen Betrag von 5% Millionen RM. zur Verfügung geſtellt. 
Für den gleichen Jwet follen im Haushalt des Reichs- 
miniſteriums für Ernährung und Landwirtſchaft für das 
Etats jahr 1950/51 weitere 7,5 Millionen RM, bereitgeſtellt 
werden. ; 

Es ift anzunehmen, daß die genannten Maßnahmen, die 
ſofort in die Tat umgeſetzt werden, dazu beitragen, für die 
Landwirtſchaft eine günftigere Preisbaſis ſowie eine beſſere 
allgemeine Lage auf dem Getreidemarkt, vor allem für 
Weizen, zu ſchaffen. Auf keinen Fall aber iſt mit einer der⸗ 
artigen Preisſteigerung zu rechnen, daß eine Derteuerung 
des Brotes befürchtet werden müßte. 

Um die Bedeutung dieſer Hilfsmaßnahmen für die ge- 
ſamte Landwirtſchaft beurteilen zu können, muß man davon 
ausgehen, daß die Getreidewirtſchaft zwar einen bedeutenden 
und wichtigen Teil der deutſchen Landwirtſchaft darſtellt, daß 
fie aber insgeſamt nicht mehr als 25 v. H. des Geſamtwertes 
dor Agrarproduktion ausmacht. Weit wichtiger, insbeſondere 
für die bäuerliche Wirtſchaft, ift die Rindvieh-, Milch ⸗ 
und Schweineer zeugung. Dieſe drei großen Pros 
duktionszweige erreichen nahezu drei Viertel des Geſamtwertes 
aller agrariſchen Erzeugniſſe. Das Notprogramm des Reiches 
mit dem daran anſchließenden Produktionsumſtellungs⸗ und 
Abſatzförderungsprogramm, das im ganzen auf fünf Jahre be- 
rechnet iſt und eine Geſamtaufwendung von 100 Millionen 
Reichsmark bedeutet, fieht hauptſächlich auf den genannten 
Gebieten organiſatoriſche Maßnahmen zur Verbeſſerung der 
Produktion und zur Förderung des Abſatzes in großem Um⸗ 
fange vor. Wir ſtehen bereits mitten in einer vollkommenen 
Umſtellung der Milch⸗ und Molkereiproduktion und damit 
auch in einer Reform der Viehwirtſchaft überhaupt. Für die 
erfolgreiche Durchführung dieſer Arbeiten iſt ein vorüber⸗ 
gehend verſtärkter Jollſchutz gegen die wachſende Konkurrenz 
des Auslandes erforderlich. Mit Rückſicht darauf hat der 
Reichstag beſchloſſen, den Butterzoll, der bisher autos 
nom 50 RM. und für die Vertragsländer 27,50 RM. je dz 
betrug, vorübergehend auf 50 RM. je dz zu erhöhen mit der 
Maßgabe, daß dieſer Sollſatz in den Handelsverträgen bis 
zum 51. Dezember 1955 überhaupt nicht, bis zum 31. De- 
zember 1955 nicht unter ao RM. und von da ab nicht unter 
30 RM. je dz ermäßigt werden darf. Der Zoll für 
Rahm foll zwei Drittel des Sollſatzes für Butter be- 
tragen. Der erhöhte Butterzoll iſt als Erziehungszoll ge⸗ 
dacht und foll der deutſchen, überwiegend in Klein- und 
Mittelbetrieben gepflegten Milchwirtſchaft die Umſtellung zur 
Qualitätserzeugung ermöglichen. In den Dienſt der Quali- 
tätsverbeſſerung wird fih auch das neue Reichsmilch⸗ 
geſetz ſtellen, das demnächſt dem Kabinett zugehen wird. 
Das giel aller dieſer Maßnahmen ift, die inländiſche Milch⸗ 
und Butterproduktion nach und nach ſo zu ſteigern, daß ſie 
in der Lage ift, die Einfuhr an Milch“ und Molkereiprodukten, 
für die jährlich im Durchſchnitt rund 500 Millionen RM. ins 
Ausland wandern, allmählich zu erſetzen. 

Die Angleichung der Lebendviehzölle an 
die Fleiſchzölle mußte bis zur Herbſttagung des 
Reichstages zurückgeſtellt werden, weil die Regierungsparteien 
ſich darüber einig waren, daß eine ſofortige Regelung mit 
Kückſicht auf die beſtehenden handelspolitiſchen Bindungen 
nicht möglich fei. Es ift aber ein Ausſchußantrag an- 
genommen worden, mit Dänemark in Verhandlungen einzu⸗ 
treten, um die Einfuhr von däniſchem Rindvieh, die in den 
letzten Jahren in erheblichem Maße auf die deutſchen Dieh- 
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märkte gedrückt hat, in den Monaten Auguft bis November 
einzuſtellen. Eine ähnliche Regelung hat bereits vor dem 
Kriege beſtanden. 

Das bisherige zollfreie Kontingent von Gefrier ⸗ 
fleiſch in Höhe von 50.000 t fol auch ferner beibehalten 
werden, da die Reichsregierung auf dem Standpunkt ſteht, 
daß wir im Intereſſe der minderbemittelten Bevölkerung vor- 
läufig auf die Einfuhr von Gefrierfleiſch nicht ganz ver⸗ 
zichten können. Im übrigen hat der Reichsminiſter für Er- 
nährung und Landwirtſchaft im Reichstage darauf hin» 
gewiefen, daß die Bedeutung des Gefrierfleiſches im all⸗ 
gemeinen zu hoch eingeſchätzt würde. Gemeſſen an dem Ges 
ſamtfleiſchwerbrauch der Bevölkerung in Deutſchland, mache 
das zollfreie Gefrierfleiſch nur annähernd 2 v. H. aus. 
Schließlich ſei noch bemerkt, daß einer ſofortigen Beſeitigung 
des Gefrierfleiſchkontingents eine Verordnung des Reihs- 
miniſters des Innern vom 2, November 1925 entgegenſteht, 
die mit Rüdficht auf die Einrichtungen, die der Gefrierfleiſch⸗ 
handel getroffen hat, die erleichterte Einfuhr von Gefrier⸗ 
fleiſch bis zum 51. Dezember 1955 befriſtet. 

Von der deutſchen Landwirtſchaft iſt vielfach Klage dar⸗ 
über geführt worden, daß das mit der Viehhaltung ohnehin 
verbundene Riſiko durch die Seucheneinſchleppung aus dem 
Auslande erheblich vergrößert wird. Um dieſem Übel abzu- 
helfen, iſt vor allem eine einheitliche Regelung der 
veterinär polizeilichen Maßnahmen erforder- 
lich. Mit Rückſicht darauf hat der Reichstag vor einigen 
Tagen das Geſetz zur Ergänzung des § 4 des Keichsvieh⸗ 
ſeuchengeſetzes vom 26. Juni 1909 beſchloſſen. Danach kann 
die Reichsregierung über die Errichtung von Seegrenzſchlacht⸗ 
häufern, über den Betrieb in ihnen, über das von den Ländern 
bei der Einfuhr von Vieh in die Seegrenzſchlachthäuſer zu 
beobachtende Verfahren ſowie über den Derjand von Fleiſch aus 
Seegrenzſchlachthäuſern Beſtimmungen treffen. Sie kann zur 
Sicherſtellung einer gleichmäßigen Handhabung der Beſtim⸗ 
mungen einen Reichskommiſſar ernennen, der feine An⸗ 
weiſung vom Reichsminifter des Innern im Einvernehmen 
mit dem Reichsminifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
erhält. Angenommen wurde ferner ein Geſetz zur Anderung 
des Geſetzes über den Verkehr mit Dieh und 
Fleiſch. Danach werden die für den Verkehr mit Vieh 
und Fleiſch noch geltenden Sonderbeſtimmungen über die 
Unterſagung des Handels bei Unzuverläſſigkeit aufgehoben; 
in Geltung bleiben dagegen die allgemeinen Beſtimmungen 
der Verordnung über Handelsbeſchränkungen. Die Der- 
pflichtung des Preisaushanges wird aufgehoben. Dagegen 
muß das Gefrierfleiſch auch in Zukunft als ſolches bezeichnet 
werden. 

Sum Schutze des deutſchen Frühkartoffelbaues wird der 
höhere Soll für Frühkartoffeln um einen Monat, 


bis zum 51. Auguft, verlängert. Außerdem wird der Herbſt⸗ 
kartoffelzoll, der handels vertraglich nicht gebunden ift, von 
1 RM. auf 2 RM. erhöht. Durch dieſen Zoll wird ein wirk⸗ 
ſamer Schutz des deutſchen Kartoffelbaues, beſonders in den 
öſtlichen Provinzen, gegen die andrängende Konkurrenz des 

uslandes geſchaffen ſein. Für die ſtädtiſchen Verbraucher 
werden fih hieraus Nachteile nicht ergeben, da die deutſche 
Landwirtſchaft ohne Schwierigkeiten in der Lage iſt, den 
heimiſchen Bedarf aus der eigenen Erzeugung zu angemeſſe⸗ 
nen Preiſen zu decken. 


Die im Dezember v. J. geſchaffene Neuregelung des 
Suderzolles, die neben einem wirkſamen Schutz der 
deutſchen Zuckerproduktion eine ausreichende Sicherung der 
Verbraucher gegen eine Verteuerung des Inlandszuckers ent⸗ 
hält, iſt mit Kückſicht auf verſchiedene Schwierigkeiten, die 
ſich inzwiſchen ergeben haben, in geringem Umfange verändert 
worden. Die Novelle zum Suckerzollgeſetz beſtimmt, daß der 
Richtpreis von 21 RM. für den Sentner für die Monate 
Januar bis September einſchließlich um 15 Pf. je Monat 
(zur Deckung von Unkoſten) erhöht wird. Außerdem liegt eine 
Erklärung des Keichsfinanzminiſters vor, wonach der Futter⸗ 
zucker ſteuerfrei bleiben ſoll. 


Die Durchführung der hier betrachteten Bilfsmaßnahmen 
des Reiches läßt, im ganzen gejehen, eine ins Gewicht fallende 
Beſſerung der Lage unſerer Landwirtſchaft und einen weſent⸗ 
lichen Fortſchritt auf dem Wege zur Überwindung der Agrar- 
kriſe erhoffen. Vorausſetzung bleibt jedoch, daß das vom 
Reichstag beſchloſſene Hilfsprogramm bei allen beteiligten 
Kreijen die Unterſtützung findet, die zu feiner vollen Aus⸗ 
wirkung notwendig iſt. Namentlich wird die Landwirtſchaft 
ſelbſt mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln daran mit⸗ 
zuarbeiten haben, ihre Produktion zu kräftigen und den Ab⸗ 
ſatzverhältniſſen entſprechend umzugeſtalten. Das gilt vor 
allem auch für das wichtige Gebiet der Standardifierung 
landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe. Die große Agrardebatte 
im Reichstag während der letzten Wochen hat jedenfalls der 
deutſchen Landwirtſchaft aufs neue gezeigt, daß Reichs- 
regierung und Reichstag nicht nur volles Verſtändnis haben 
für die Nöte und Sorgen des Landwirts, ſondern auch den 
entſchiedenen Willen, im Rahmen der gebotenen Möglichkeiten 
helfend einzugreifen. Daß der deutſche Bauer es beim 
Wiederaufbau ſeiner Wirtſchaft an eigenen Anſtrengungen 
nicht fehlen läßt, hat er in den letzten Jahren zur Genüge be⸗ 
wieſen. Man darf daher hoffen, daß unſere Landwirtſchaft, 
wenn auch nicht alle ihre Erwartungen in bezug auf das Not- 
programm des Reiches in Erfüllung gegangen ſind, mit neuem 
Mute ans Werk geht, um ihre Produktion zu verbeſſern und 
fo das deutſche Volk von der Einfuhr ausländiſcher Nahrungs⸗ 
mittel nach und nach unabhängig zu machen. 


Gchwächen des alten Syſtems? 


Veröffentlichungen des parlamentariſchen UAnterſuchungsausſchüſſes über: Haager Friedenskonferenzen, 
ſoziale Heeresmißſtände, Annexionsfragen des Weltkriegs. 


Don Dr. Eugen Fiſcher. 


Es wird wahrſcheinlich einmal für ein Ruhmesblatt der 
deutſchen Nachkriegsperiode gelten, daß nach dem Zuſammen⸗ 
bruch des Reichs die Volksvertretung eine Kommiſſion zur 
unerbittlichen Nachprüfung der Urſachen des großen Unglücks 
eingeſetzt hat. Dieje Kommiſſion ift der ihr geſtellten Rieſen⸗ 
aufgabe nicht erlegen, ſondern hat über alle Hauptfragen 
Material geſammelt, Zeugen vernommen und, ſoweit es 
möglich war oder noch ift, Ergebniſſe feſtgeſtellt. Kein Menſch 
bildet ſich dabei ein, Urteile zu finden, die ſpäteren Ge⸗ 
ſchlechtern als endgültig erſcheinen werden. Aber es iſt ein 
Anfang gemacht, zu dem wir, als Zeugen der Ereigniſſe, um 
der geiſtigen und ſittlichen Tradition willen verpflichtet ſind. 
Wir allein können von einer Vergangenheit, die bald niemand 
mehr kennen wird, zu einer Zukunft, von der wir nichts 
wiſſen, als daß wir ſie vorbereiten, die Brücke ſchlagen. Ge⸗ 
wiß, unſer ganzes Schrifttum erfüllt dieſe Aufgabe. Aber 


ohne Sweifel iſt dem Unterſuchungsausſchuß ein Hauptteil 
davon zugefallen. 

Nach einer Zugentgleifung, einem Schiffsunglück geht 
es um die Frage, ob ein zufälliges Derfagen von Menſchen 
und Material die Urſache war, oder ein Fehler in der Anlage, 
im Spftem. Unglückliche Zufälle laffen fih nie ganz aus⸗ 
ſchalten, Fehler in der Anlage, Schwächen des Syſtems 
können abgeſtellt werden. Auf ſie richtet ſich deshalb bei jeder 
ſolchen Unterſuchung das Hauptintereſſe. Nicht anders iſt es 
bei der Unterſuchung des ungeheueren Unglücks unſeres Staats- 
ſchiffs, von dem wir noch kaum fo viel Abftand haben, um es 
auch nur ganz zu überſehen, das uns aber täglich leiden und 
ſtöhnen macht. War das Unglück die Folge des alten Syftems? 

Die Frage wurde geſtellt zunächſt für zwei der befann- 
teſten Ereigniſſe aus der entfernteren Vorzeit des Krieges. 
Als das Unglück des Krieges ſeinen Lauf nahm und ſchließlich 
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vorüber war, erinnerten fih alle Seitgenoſſen, es prophezeit 
zu haben. Solche Nachprophezeiungen ſtehen im allgemeinen 
nicht hoch im Wert. Aber wenn ſich jemand früher auf 
den Markt geſtellt, gewarnt, geraten, Hohn und Spott ge⸗ 
erntet und nachher Recht bekommen hat, fo iſt es kein Wunder, 
wenn ſich ſolcher Menſchen und ihrer Unternehmungen die 
Legende bemächtigt und das verlorene Heil in ihnen beklagt. 
So geſtalteten fich in der Dolfsphantafie die Haager Kon⸗ 
ferenzen von 1899 und 1907 zu Derfuchen, der Welt den 
Frieden zu geben, die von Feinden und Derächtern des guten 
Geiſtes geſtört wurden. Als Hauptfeind erſcheint dabei die 
kaiſerlich deutſche Regierung. So hat es die franzöſiſche, eng- 
liſche, amerikaniſche Preſſe während des Krieges der Welt 
eingehämmert und damit nicht nur außerhalb unſerer 
Grenzen, ſondern auch in Deutſchland ſelbſt Glauben ge⸗ 
funden. Das kaiſerliche Deutſchland ſollte durch ſeinen Mili⸗ 
tarismus und feine Herrſchſucht ſchon 1899 und 1907 die 
Weichenſtellung in die Welt der niedergelegten Waffen und 
des internationalen Rechtszuſtandes, nach der die andern 
ſtrebten, verhindert haben. 8 

Dieſe Legende und die in ihr liegende einſeitige Anklage 
des früheren deutſchen Syſtems hat der Unterſuchungsausſchuß 
einmütig, unter Vorſitz eines Sozialdemokraten, als unzu⸗ 
treffend verworfen. Er vermochte nach genauer Prüfung des 
Verhaltens ſämtlicher Regierungen zu den Fragen der 
Rüſtungsbeſchränkung und der Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit keinen weſentlichen Unterſchied zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und ſeinen ihm damals ſchon gegenüber⸗ 
ftehenden künftigen Widerſachern zu finden. 

„Der eigentliche und weſentliche Gegen⸗ 
ſatzim Heitalter vor dem Weltkriege war nicht 
der eines kriegeriſchen Deutſchlands gegen⸗ 
über den andern friedliebenden Mächten, 
ſondern der der Ex iſtenz aller Staaten als 
militäriſcher Machtfaktoren und ausdeh⸗ 
nungsbegieriger Wirtſchaftskräfte auf der 
einen, der Friedensbewegung als Sehnſucht 
der Völker und Aktion beſtimmter Dereini- 
gungen und Parteien auf der andern Seite. 
Nicht nur Deutfhland, ſondern nicht minder 
auch die andern Großmächte haben an dem Ge⸗ 
danken der nationalen Souveränität und an 
dem Recht, Lebensfragen mit den Waffen zu 
entſcheiden, ſtets feſtgehalten. Keine von 
ihnen war gewillt, auf ihre bewaffnete 
Macht zu verzichten und ſich unter eine all⸗ 
gemeine, mit Vollzugsgewalt ausgeſtattete 
Rechtsautorität zu ſtellen. Sofern die im⸗ 
perialiſtiſchen Mächte, die eine mehr, die an⸗ 
dere weniger, SHugeſtändniſſe an die Ideen 
der Abrüſtung und des Schiedsgerichts 
machten, wurde doch das Prinzip des Krieges 
von ihnen niemals angetaſtet.“ 

Dieſer Satz trifft doch wohl ins Schwarze und kann dem 
berechtigten Kampf gegen die Verſailler Geſchichtskonſtruk⸗ 
tion, als habe die Welt aus Engeln und einem Teufel be⸗ 
ſtanden, zum Programm dienen. Alleſamt waren die Regie- 
rungen und Staaten weder Engel noch Teufel, ſondern in den 
Kampf um ihre wirklichen oder vermeintlichen Lebensinter⸗ 
eſſen verſtrickte Kollektivperſonen, die den Ausweg der 
Unterordnung unter eine gemeinſame Autorität weder da⸗ 
mals fanden, noch bis heute gefunden haben. Für damals 
ift als erwieſen feſtzuhalten: Es ging nicht um 
„Abrüſtung“, ſondern um einen vorübergehenden Rüſtungs⸗ 
ſtillſtand, den vor allem die zu den Konferenzen einladende 
ruſſiſche Regierung — 1907 ſoeben aus dem Krieg mit Japan 
zurückgekehrt — nötig hatte. Aber ſelbſt für dieſen Waffen⸗ 
ſtillſtand der Bewaffnung ließen ſich Formeln, bei denen keine 
Nation in Nachteil geraten wäre, nicht finden. Die Schieds⸗ 
gerichte ferner, die vorgeſchlagen wurden, ſollten für „Ehren⸗ 
und Intereſſenfragen“, das heißt für alle Streitigkeiten, aus 
denen Kriege entſtehen konnten, nicht gelten. Man kann mit 
Sicherheit jagen, daß die Weltpolitik durch die Annahme des 
obligatoriſchen Weltſchiedsvertrags, wie er 1907 vor⸗ 
geſchlagen und von Deutſchland und andern Mächten ab⸗ 
gelehnt wurde, nicht beeinflußt worden wäre. Wie Deutſch⸗ 
land hier, ſo haben in andern Fragen England und Amerika 
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gegen Rechtsbeſtimmungen oder Schiedsverfahren, die in ihre 
Intereſſen einzugreifen drohten, Widerſtand geleiſtet. Einen 
Vorwurf allerdings glaubte der Ausſchuß der früheren Re⸗ 
gierung machen zu müſſen. Sie hätte mehr Sorgfalt darauf 
verwenden ſollen, den Schein zu vermeiden, als widerſtrebe 
ſie grundſätzlich den pazifiſtiſchen Idealen. Das führt auf ein 
modernes Problem: die Behandlung der öffentlichen Mei- 
nung. Auf dieſe haben ſich monarchiſche Regierungen immer 
ſchlechter verſtanden, weil ſie ſich weniger von ihr abhängig 
glaubten als parlamentariſche: bis Revolutionen ſie belehrten. 

Soviel über die Haager Friedenskonferenzen. Wie ſteht 
es mit der andern Anklage gegen das alte Spſtem, daß un- 
ſozialer Geit im Offizierkorps und ein mit 
dieſem Geiſt zuſammenhängender Annexionswille den 
Sufammenbruch weſentlich mitverſchuldet haben? Dieſe 
Fragen haben den Unterſuchungsausſchuß durch viele Jahre 
beſchäftigt, und er hat ſie in ſeinen Entſchließungen mehrfach 
berührt. So heißt es über die revolutionäre Entwicklung in 
der Marine: 

„Urſache der mit der Dauer des Krieges wachſenden 
Mißſtimmung war auch die Überzeugung der Mannſchaften, 
daß berechtigter Anlaß zu Klagen über Verpflegung und Be⸗ 
handlung ſeitens der Dorgeſetzten vorhanden fei und daß die 
Verſchiedenheit der Lebenshaltung an Bord (Meſſe und Back) 
ſowohl wie an Land bei beſſerem Willen der Vorgeſetzten hätte 
ausgeglichen werden können“, und in der Entſchließung über 
die allgemeinen Urſachen und Hergänge des inneren Zuſam⸗ 
menbruches: „Das beſtehende Regierungsſpſtem und das 
Staatsbürgerbewußtſein weiter Kreiſe befanden ſich ſchon vor 
dem Kriege in zunehmender Spannung. Der Kriegsausbruch 
hat die Unausgeglichenheiten in Volk und Staat vorüber⸗ 
gehend zurücktreten laſſen. Innerlich blieben ſie beſtehen. 
Unter dem Eindruck des Kriegsgewinnlertums und der 
ſchweren Mißſtände in der Lebensmittelverſorgung begann 
der Gedanke des Klaſſengegenſatzes und der Wille zum Klaffen- 
kampf die Arbeitermaſſen aufs neue zu ergreifen. Die Un⸗ 
zufriedenheit fand ihren ſtärkſten Ausdruck in der Formel, daß 
der Krieg ohne Not für die Intereſſen der Beſitzenden ver⸗ 
längert werde.“ 

Die jetzt veröffentlichten Bände enthalten Sachverſtän⸗ 
digengutachten, die dem Ausſchuß zu ſpät eingereicht wurden, 
um noch Gegenſtand ſeiner Verhandlungen ſein zu können. 
Aber fie bieten hochintereſſantes Material und wichtige Ur- 
teile. Während Profeſſor Martin Hobohm auf dem 
Standpunkt ſteht, daß „Deutſchlands Wehrſyſtem an feinen 
eigenen Organiſationsfehlern zugrunde gegangen iſt“ und er 
zu dem Schluß kommt: „Man glaubte nicht an ernſtliche 
Fehler des Heeres. Man erfaßte keineswegs, welche Gefahr 
darin lag, daß die jahrelang operativ überlaſteten Mann⸗ 
ſchaften auch noch durch militariſtiſch⸗ reaktionäre Mißgriffe 
erbittert wurden. Um ſolcher Kückſichten willen im Beer ein- 
ſchneidende Anderungen vorzunehmen, wurde aus derſelben 
unſozialen Offiziersmentalität heraus für unnötig, ja ſchädlich 
erachtet, welche an den Mißſtänden die Hauptſchuld trug“, ift 
der Sachverſtändige Archivrat Erich Volkmann der An⸗ 
ſicht: „Den von Hobohm angeſtrebten Beweis des Vorhan⸗ 
denſeins der angeführten Mißſtände halte ich für erbracht.“ 
Aber nicht das Wehrſpſtem ift daran ſchuld geweſen, ſondern: 
„Die unerhörten Derhältniffe des Krieges ſchufen Fuſtände, 
denen gegenüber die Widerſtandskraft des gefunden Heer- 
körpers immer mehr erlahmte.“ Die Übereinſtimmung beider 
Sacwerftändigen über den Tatbeſtand ſelbſt ift bemerkenswert. 

Auch in dem Annexions verlangen weiter 
Kreiſe des Offizierkorps und Volkes ſieht Hobohm eine 
weſentliche Miturſache des Zuſammenbruches und Derluftes 
des Kriegs. Seine endgültigen Formulierungen liegen aber 
noch nicht vor und können erſt ſpäter veröffentlicht werden. 
Volkmann kommt zu dem Schluß: „Die Annahme, daß die 
Annexionspropaganda der Alldeutſchen dazu beigetragen habe, 
eine ausreichende und rechtzeitige Verkündigung des deutſchen 
Derftändigungswillens zu verhindern, kann in beſchränkter 
weiſe zutreffen. In außenpolitiſcher Binficht verliert diefe 
Tatſache inſofern an Bedeutung, als mit der Ankündigung 
des deutſchen Verſtändigungswillens allein ja noch nichts er⸗ 
reicht war. Damit fällt auch die weitere Schlußfolgerung, 
daß der Krieg weſentlich durch die deutſche Annexionspropa⸗ 
ganda verlängert worden ſei.“ Innerpolitiſch findet Volt- 
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mann, daß das Annexionsprogramm „die Spaltung und Ser⸗ 
klüftung im deutſchen Volk noch vertieft und inſofern nicht 
unweſentlich zum Fuſammenbruch beigetragen hat“. Auch 
hier weitgehende Übereinſtimmung bei Derjchiedenheit der 
Grundanſchauung. 

Die Auseinanderſetzung über Geiſt und Wert des alten 
Syſtems wird noch lange anhalten. Der Unterſuchungs⸗ 


ausſchuß konnte nicht beanſpruchen, ſie zu beendigen. Er 
mußte ſich damit begnügen, ſie auf ſachlicher Grundlage 
ernſtlich zu beginnen. Das ift geſchehen. Dieſe Heilen mögen 
dazu dienen, jedermann auf die Fundgrube wiſſenſchaftlichen 
Materials und politiſcher Geſichtspunkte hinzuweiſen, die in 
den neuen Bänden!) des Unterſuchungsausſchuſſes er- 


ſchloſſen iſt. 


Das Deutſchland, das angeblich zu üppig lebt. 


Don Dr. Hans Müller. 


Immer und immer wieder wird namentlich in der ausländiſchen 
Preſſe und von ausländiſchen Beſuchern Deutſchlands (und nicht 
nur von ſolchen, die gegen uns voreingenommen find) darauf kin- 
gewieſen, wie gut es dem deutſchen Volke gehe, wie es in Saus und 
Braus leben könne und wie fih fein Wohlſtand gewiſſermaßen von 
Tag zu Tag beſſere. Zweifellos hat ſich die Lebenshaltung der deut⸗ 
ſchen Bevölkerung feit der Stabiliſierung ſtändig gebeſſert, wenn 
man fie mit dem Niveau der Inflation und dem kurz nach der Sta⸗ 
biliſierung vergleicht; aber wir dürfen nicht außer acht laffen, daß 
der Lebensſtandard von 1924 kein normaler war, ſondern einen rich⸗ 
tigen Hungerſtandard darſtellte. Die Sebenshaltung' der breiten 

aſſen des den Volkes befand ſich damals auf einem Tiefſtand, 
der zum Teil nicht einmal das Exiſtenzminimum erreichte. Wenn 
man daher in den nächſten Jahren eine Beſſerung der Lebenshaltung 
feſtſtellt, ſo bedeutet dieſe Feſtſtellung noch lange nicht wachſender 
Wohlſtand und Wohlleben, ſondern nur eine Beſſerung des bisher 
unerträglichen Niveaus der Lebenshaltung. 

Vor allem ift es der Genußmittelverbrauch, beſonders der 
Konſum alkoholiſcher Getränke und von Tabak, der den kritiſchen 
Beobachtern immer 
als Vorwand für das 
Zuüppigleben der 
deutſchen Bevölke⸗ 
rung dient. — Ge⸗ 
rade was dieſen Der- 
brauch anbetrifft, ſo 
haben wir hierüber 
objektive eſtſtellun ⸗ 
gen in den Berichten 
des Reparations-⸗ 
agenten bzw. des 
Kommiſſars für die 
verpfändeten Ein ⸗ 
nahmen. Bekanntlich 
ſind nach dem Dawes⸗ 
plan u. a. die Er⸗ 
träge aus den Ders 
brauchsabgaben für 
Branntwein, Bier, 
Tabak und Zucker als 
Sicherheit für die 
deutſchen Fahlungs⸗ 
verpflichtungen ver⸗ 
pfändet. — Aus den 
Berichten des Repa⸗ 
rationsagenten, die 
bis zum Dawes jahr 
1927/28 vorliegen, 
ergibt ſich nun, daß 
zwar der Verbrauch 
der erwähnten Genußmittel und des Fuckers in den letzten 
Jahren zugenommen hat, daß er aber, mit der Vorkriegszeit ver⸗ 
glichen — und nur einen ſolchen Vergleich kann man als Maßſtab 
eines normalen Verbrauchs anſehen —, zum Teil noch beträchtlich 
zurückſteht. 

Das einzige Nahrungsmittel, das im Verhältnis zur Vorkriegs⸗ 
zeit einen geſteigerten Verbrauch aufweiſt, iſt der Zucker. Dieſer 
höhere Fuckerkonſum erklärt fih jedoch daraus, daß fih nach dem 
Ariege in den Ernährungsmethoden weiter Kreiſe der Bevölkerung 
ein Wandel vollzogen hat. Man bevorzugt heute im Haushalt viel 
mehr als in der Vorkriegszeit Marmelade, Obſt und Süßſpeiſen, 
fowie Kafao und Schokolade, alles Nahrungsmittel, deren Ju- 
bereitung viel Zucker erfordert. Im übrigen ift der Suderverbraug; 
Deutſchlands immer noch weſentlich geringer als der Durchſchnitt 
in einigen anderen wichtigen Ländern, wie der Bericht des Repara⸗ 
tionsagenten loyal feſtſtellt. Aus dem höheren Suckerverbrauch 
nach dem Kriege auf einen beſonderen Wohlſtand der Bevölkerung 
zu ſchließen, erſcheint demnach wohl nicht angängig. 

Wie ſteht es nun mit dem Verbrauch der wichtigſten Genuß⸗ 
mittel wie Tabak, Bier und Branntwein d 


Verbrauch von ; 
Zucker Tabak ‚Bier und Branntwein 


; im Vergleich zur Vorkriegszeit 
auf Grund des Berichtes des Kommissars für die verpfändeten Einnahmen 


berechnet auf den Kopf der 5 


(heutiger Gepjetss tend 


1913/14 


Der Verbrauch dieſer Genußmittel hat ſich zwar in den letzten 
Jahren geſteigert, aber, mit dem Vorkriegsſtand verglichen, ſehen 
wir, wie auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet der Bierverbrauch 
heute erft 81 v. J. der Vorkriegszeit und der Branntweinverbrauch 
fogar nur 50 v. Z. beträgt. Einzig und allein der Tabakverbrauch 
hat den Dorkriegsitand überſchritten, doch hat, wie der Bericht des 
Kommiſſars für die verpfändeten Einnahmen feſtſtellt, „der geſteigerte 
Verbrauch von Tabak lediglich mit dem Anwachſen der Bevölkerung 
Schritt gehalten und ergibt keinen höheren Verbrauch pro Kopf.“ 
Im übrigen iſt auch hier der Wechſel der Lebensgewohnheiten zu 
berückſichtigen, da am Tabakskonſum heute auch ein großer Teil der 
weiblichen Bevölkerung beteiligt iſt, woraus ſich notwendigerweiſe 
eine Steigerung des Honfums ergeben muß. 

Im Sufammenkang damit ift es wichtig, auf einen Umſtand 
hinzuweifen, der bisher viel zuwenig Beachtung gefunden hat: die 
Vermehrung der Bevölkerung und vor allem die Verſchiebung im 
Altersaufbau der Bevölkerung in ihrer Bedeutung für den Konfum. 

Trotz des Geburtenrückganges weiſt die deutſche Bevölkerung 
eine ſtändige Zunahme auf, und außerdem ift, wie das neben⸗ 
ſtehende Bild uns 
lehrt, im Alters⸗ 
aufbau der Bevölke⸗ 
rung eine bedeutende 
Verſchiebung gegen⸗ 
über der Vorkriegs⸗ 
zeit eingetreten. Die 
Sahl der Kinder hat 

nach der letzten 
Volkszählung von 
1925, verglichen mit 
der Sählung von 
1910, um 5,6 Mil- 
lionen abgenommen, 
während die Sahl 
der Erwachſenen 
heute um rd. 8 Mil- 
lionen größer iſt als 
1910. Aus der Tats 
fahe dieſes Bevöl⸗ 
kerungswachstums, 
insbeſondere aber 
dieſer erheblichen Fu⸗ 
nahme der Erwach- 
ſenen, muß ſich na⸗ 
türlich ein bedeutend 
höherer Konſum er⸗ 
geben, kommen doch 
gerade für die Ge⸗ 
nußmittel wie Ta⸗ 
bak, Bier und 
Branntwein als Verbraucher ja hauptſächlich die Erwachſenen in 
Betracht. Dementſprechend müſſen ſich, auf den Kopf der Bevölke⸗ 
rung berechnet, heute im Verhältnis zur Vorkriegszeit noch weit 
niedrigere Derbrauchsziffern ergeben, als wir vorhin für die Ge⸗ 
ſamtbevölkerung feſtgeſtellt haben. \ 

Kann man im Hinblick auf dieſe ſtatiſtiſchen Ergebniſſe von 
einem Fuüppigleben oder gar von einem Wohlſtand der breiten 
Maffe der deutſchen Bevölkerung ſprechen? Man darf fich eben nicht 
täuſchen laffen von der glänzenden Faſſade, wie fo viele ausländiſche 
Beſucher Deutſchlands es tun. Denn die Augen dieſer Leute ſind 
meiſtens wie faſziniert auf Berlin gerichtet, und zwar nicht etwa 
auf die Lebensverhältniſſe der breiten Maffe der Bevölkerung, ſondern 


Verschiebungen im Altersaufbau 
der deutschen Bevölkerun 


Auf Grund der Volkszählungen von 1910 und 1925 
(Oebſetsstand von 1925) 


Einwohner Einwohner 
über 15 Jahren 


unter 15 Jahren 


uſw. 
Gutachten des Sach perſtandigen Archlvrat 
Erich Volkmann: Annex o Gogen bes Weltkriegs.“ Berlin 1929. Oeutſche Verlags- 
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auf das Leben und Treiben in den Derfehrszentren, wie etwa am 
Kurfürſtendamm oder in der Friedrichſtadt, und ſtellen dann an ge⸗ 
wiſſen Auswüchſen feſt, daß das deutſche Volk zu üppig lebt. Aber, 
muß man wohl fragen, find die Großſtädte und noch dazu Verkehrs 
mittelpunkte wie Berlin, das den Durchgangspunkt des mittels 
europäiſchen Reiſeverkehrs bildet, geeignete Maßſtäbe zur Beurtei⸗ 
lung der Lebenshaltung des ganzen Volkes, und ift Berlin Deutfch- 
land oder der Kurfürſtendamm Berlin? Die 
manchem Beobachter vielleicht auffallend 
hohe Fahl der Beſucher der Dergnügungs- 
aiem und Lokale in den Zentren des Ver⸗ 
ehrs der Reichshauptftadt fett fih nämlich 
zum geringſten Teil aus eigentlichen Ber⸗ 
linern zuſammen, viel mehr aus Fremden, 
die zu Geſchäfts⸗, Beſuchs⸗ oder Vergnü⸗ 
gungszwecken in Berlin weilen. Wir brau- 
chen ja nur einmal die Fremdenverkehrs⸗ 
ziffern von Berlin zur Hand zu nehmen, 
um feſtzuſtellen, in welchem Maße der 
Fremdenverkehr in den letzten fünf Jahren 
gugenommen hat. Im natsdurch⸗ 
e waren 1928 rund 140250 Fremde 
m Berlin, darunter etwa 21 400 Auss 
länder! Dieſer gewaltige Fremdenſtrom 
ſtaut ſich natürlich in den Angelpunkten des 
Verkehrs, und es iſt verſtändlich, daß ſich 
aus dieſem noch ſtändig ſteigenden Fremden⸗ 


Zunahme d 


ſtimmte Derfehrsgegenden auch ein Bedürf« 
nis nach Vermehrung der Gaſtſtätten ergibt. 
Indes braucht dieſe Entwicklung durchaus 
noch nicht ungeſund zu ſein. Die Bedürfnis⸗ 
frage der Lokale läßt ſich nicht ſchematiſch 
regeln, ſondern wird immer abhängig ſein 
von verſchiedenſten Faktoren, wie Zuſam⸗ 
menſetzung der Bevölkerung nach Alter, Ge⸗ 
ſchlecht und Familienſtand, von der Lage des 
Ortes und insbeſondere von den Fremden⸗ 
verkehrsverhältniſſen. Überdies haben ja die Ergebniſſe der jüngſten 
. gezeigt, daß gerade das Gaſtwirtſchaftsgewerbe, wie 
das Statiſtiſche Reichsamt feſtſtellt, „feine in der Vorkriegszeit kräf⸗ 
tige Aufwärtsentwicklung nicht mehr fortſetzt, ſondern ſogar teilweiſe 
nicht unbeträchtliche Kückſchritte erlitten hat, deren Urſache in erſter 
£inie in den verſchlechterten wirtſchaftlichen Derhältniffen zu ſuchen 
fein dürften“. Wer daher allzu voreilig in beſtimmten Derkehrs- 
gegenden, wie 3. B. am Kurfürftendamm in Berlin, eine dauernde 


Ausländische Besucher 
Deutsche Besucher 


es Fremdenverkehrs | 
„ in Berlin % 


Zah} der Fremden in Tausenden 


Funahme der Gaſtſtätten feſtzuſtellen glaubt, der darf andererfeits nicht 
überſehen, daß in anderen Gegenden der Stadt ſoundſo viele Lokale 
eingehen oder halb leer bleiben, fo daß fie den Beſitzern kaum noch 
eine Exiſtenzmöglichkeit bieten. Eine erſt kürzlich durchgeführte Um⸗ 
frage des Cafétiergewerbes in Kaffeehäufern des ganzen Reiches 
ergab die beachtliche Tatſache, daß im letzten Jahr der Umſatz in den 
Kaffeehäuſern um ein Drittel zurückgegangen iſt, und daß etwa 
20 v. F. der ehemaligen Beſucher den Cafés 
jetzt fern bleiben, während ein großer Teil 
der übrigen Gäſte ſeine Ausgaben aufs 
äußerſte einſchränkt. — Dieſe Feſtſtellung ift 
charakteriſtiſch. Wer eine Feſtſtellung über 
den wirklichen Lebensſtandard des deutſchen 
Volkes machen will, der darf alſo nicht die 
Lokale auf dem Kurfürſtendamm oder in der 
Friedrichſtadt aufſuchen, ſondern der tue 
etwa einmal einen Blick in die zahlreichen 
Mittelftands- und Volksküchen und beob- 
achte, wer alles dort ein⸗ und ausgeht, und 
der ſehe ſich einmal im Lande ſelbſt um, 
dann wird er gewahr werden, daß das deut⸗ 
ſche Volk in ſeinen breiten Schichten heute 
vielfach noch von der Hand in den Mund 
lebt, daß es gezwungen iſt, einen großen Teil 
feines Lebensbedarfs, wie Kleidung und Ein⸗ 
richtungsgegenſtände, auf Abzahlung zu taus 
pr daß in den meiſten Familien an die 
rüher übliche Ausſtattung der heiratenden 
Töchter gar nicht zu denken iſt, daß es 
dieſen Töchtern nicht mehr wie früher mög⸗ 
lich iſt, im Haufe zu bleiben, ſondern daß fie 
alle ins Berufsleben treten müſſen, um für 
ſich und häufig auch noch für die Familie 
das Brot zu verdienen, der beachte ferner, 
daß viele Familien gar nicht in der Lage ſind, 
monatlich auch nur ein paar Mark zur 
Befriedigung von Kulturbedürfniffen, etwa 
für ein Buch oder für ein Theater- oder 
Konzertbillett auszugeben, der fehe weiter, in wie vielen jungen 
Ehen Mann und Frau gemeinſam beruflich tätig ſind, um nur 
einigermaßen leben und vielleicht noch etwas Erſparniſſe für 
größere Anſchaffungen oder für Krankheitsfälle oder gar für den 
Fall der Erwerbsloſigkeit zurücklegen zu können. 

So fieht der wahre Querſchnitt von den Lebensverhältniſſen eines 
vom Reparationsjoch niedergehaltenen Volkes aus! Das ift das 
Deutſchland, das angeblich zu üppig lebt! 


Die Eiſenbahn zwiſchen Bäumen, Feldern und Blumen. 


Don Walter Berkowski, Gartenbauinſpektor bei der Reichsbahn. 


Ein an mutiger Wettſtreit. 

In den letzten Jahren hat die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft 
unter ihren Bedienſteten Wettbewerbe ausgeſchrieben mit dem Ziel, 
den Sinn für gärtneriſchen Schmuck an den Bahnanlagen zu wecken. 
Sie ging davon aus, daß viele Eiſenbahner durch ihre Pflanzungen 
auf Bahngelände, durch Blumenſchmuck an Strecken, Dienſtwohnungen 
und »gebäuden bewußt oder unbewußt auch eine Kulturaufgabe er⸗ 
füllen, das Landſchaftsbild verſchönern und das Auge des Reifenden 
erfreuen. Der ! werb ſollte zur Nachahmung des guten Bei⸗ 
ſpiels anregen. Er erſtreckte ſich auf: a) Blumenſchmuck an den 
Fenſtern und Deranden der Dienſtwohnungen, Dienſträume, Stell- 
werke und ſonſtigen Gebäude an den Bahnſtrecken; b) Verdeckung 
unſchön wirkender Wandflächen, Mauern, Aufenthaltsräume, Aborte, 
Müllgruben u. a. durch ſelbſtklimmenden Wein oder andere Gehölze; 
e) Verſchönerung der Gartenanlagen an den Bahnſtrecken; d) An- 
pflanzungen an 
Bahndämmen zur 
Hebung des Land- 
ſchaftsbildes und zur 
Derbefferung er 
Bienenweide und 
des Dogelfchutes; 
e) Urbarmachung 
und Nutzung von 


Odland. Für die 
beſten Leiſtungen 
waren ausgeſetzt: 


1000 Preiſe von je 
10 RM., 500 Preiſe 
von je 20 RM, 
200 Preiſe von je 
25 RM. 


Wärterpoſten bei Bückeburg 
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Die Anregung iſt freudig aufgenommen worden, ein Beweis, 
daß die Ungunſt der Seitverhältniſſe nicht vermocht hat, den Sinn 
für das Schöne zu 
erſticken. Es iſt auch 
beſonders dankbar 
empfunden worden, 
af, die Reihs- 
bahnverwaltung in 
dieſer ſchönen on 
einen Weg gefunden 
hat, um dem per- 
fonal näherzutreten 
in Dingen, die außer⸗ 
halb des engeren 
Rahmens des Dien- 
ſtes liegen und mehr 
die perſönlichen 
Werte der Be⸗ 
dienſteten berühren. 


Die Kolonie am Elſenbahnausbeſſerungswerk 
Leinhaus b. Hannover 
Bahnhöfe als Pforten des Vaterlandes. 

Die Reihsbahnverwaltung ſelbſt wendet ſtändig ſehr bedeutende 
Mittel auf, um ihren Anlagen ein möglichſt vorteilhaftes Ausſehen 
zu verſchaffen. Die Bahnhofsvorplätze, Bahnſteiganlagen, Bahn- 
dämme innerhalb der Städte werden durch Gehölze und Blumen ver⸗ 
ſchönt, um das Auge des Reiſenden zu erfreuen. Nicht mit Unrecht 
nennt man die Bahnhofsplätze Viſitenkarten der Städte, und eine 
große Auslandszeitung bezeichnete kürzlich die Bahnhöfe als Pforten 
des Vaterlandes; deshalb dürfen fie nicht vernachläſſigt werden. Wie 
freundlich grüßen einige Blumen am Stellwerk den Reifenden, wenn 
er fih im Schienenwirrwarr zwiſchen grauen Mauern der Großſtadt 
nähert, und ſelbſt einige Blumen im ernſten Dienſtzimmer ſchmücken 
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DE TERN 5 
vor dem neuerbauten Bahnhof Hameln 


3 — 
Weißdornhecke im Blütenſchnee 


Stellwerk Arnsberg 


und verraten dem Reifenden, daß man 
hier bei allem Hang zur Pflichterfüllung 
die Verbindung mit dem blühenden Leben 
nicht verloren hat. Leider ſind bei der 
bedrängten Lage der Reichsbahn Mittel 
für die Unterhaltung der Schmuckanlagen 
an den Bahnhöfen ſehr knapp bemeſſen. 


Bahnhofswirtſchaften und 
Blumenſchmuck. 


Pflanzen und Blumen können in 
hohem Maße dazu beitragen, einen Raum 
anheimelnd und feſtlich zu geſtalten und 
diefe Stimmung auf den Gaſt zu iber- 
tragen, jo daß er das Gefühl hat: „Bier 
ſchätzt man dich, hier legt man Wert auf 
dein Wohlbefinden.“ 

Die Bahnhöfe der kleinen Städte ſind 
das beliebte Ziel der Spaziergänge ihrer 
Bewohner, find ihnen die Vermittlung 
der Ereigniſſe, die Verbindung mit der 
weiten Welt. Hier gibt es immer etwas 
Neues zu ſehen; Menſchen, die kommen 
und gehen, Ankunft und Trennung, 
Freude und Schmerz. Immer wieder 
ſchaut man gerne die vorbeijagenden 
Schnellzüge, die das Gefühl der Sehn- 
ſucht erwecken und unſere Gedanken ent⸗ 
führen. 


Auf der Fahrt durch das 
deutſche Land. 


Auf freier Strecke erfreuen ſich die 
Bahnwärterhäuschen, halb verdeckt von 
Bäumen und Blumen, der beſonderen 
Sympathie der Reiſenden. Bier finden 
wir wie zu Großvaters Seiten all die 
reizenden Bauernblumen: Georginen, 
Ringelblumen, Bartnelken, Jungfer im 
Grünen, Fuchsſchwanz, Sonnenblumen, 
Marienblätter und Buntgras. Rofen- 
arten, die man in unſeren neuzeitlichen 
Gärten gar nicht zu Geſicht bekommt, 
blühen hier und erfreuen uns wie alte 
liebe Bekannte. Blaßblauer Mohn ſchim⸗ 
mert neben roten Johannisbeertrauben, 
und Mürbisranken mit großen gelben 
Blumen wachſen durch den Gartenzaun. 
Allerlei nützliches Viehzeug iſt hier an⸗ 
zutreffen und trägt weſentlich zur Be⸗ 
lebung bei. 


Weißdorn, Goldregen, Flieder, blaue 
Lupinen und weiße Margueriten ziehen 
zur Blütezeit lange Farbenſtreifen durch 
die Landſchaft und erhellen die einför⸗ 
mige Fahrt. 


Schnell geht der Sommer hin, der 
Wind bläſt über die Stoppeln, rot ſchim⸗ 
mert die Heide. Da iſt eine Fahrt durchs 
Heideland ein hoher Genuß. Heidekraut, 
Wacholder, Kiefern und Birken, fo weit 
das Auge reicht. Bienenzäune ſind neu 
entftanden, denn die Heide honigt, und 
mit Sonderzügen ſind die Bienenvölker 
von weit und breit an dieſe reichgedeckte 
Tafel gekommen. Nur wenige Wochen 
dauert die Pracht. Dann iſt die Heide 
braun und ſpärlich der Blumenflor am 
Bahndamm. Noch einmal zeigt die Natur 
ein farbenprächtiges Bild. Rot und gelb 
hat die en das Laub gefärbt. 
Schneebeeren, Hagebutten und ſchwarze 
Liguſterbeeren geſellen ſich dazu, und 
wenn in der Dämmerung die Kartoffel- 
feuer glühen und die weißen Rauch- 
ſchwaden über das Land ziehen, geht 
auch durch unſern Sinn ein herbſtliches 
Trauern. 

Derödet ift die Natur im No- 
vember. Erft ein tüchtiger Schnee 
fall bringt wieder lebensfrohe Stim 
mung. Gibt es gar Rauhreif und hellen 


Margueriten am Bahndamm 


Frühling im Laubengarten (Hannover) 


Eiſenbahner auf ihrem Sammelbienenftand 
in der blühenden Heide 


Vor Berlin, zwiſchen Mietskaſernen und Kiefernwald 
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Sonnenſchein, ſo läßt man ſich den Winter wohl gefallen. Prächtig 
ſind dann die Baumrieſen neben den Bahnhöfen und die Kiefern 
an freier Strecke. Fahren wir abends heimwärts, ſo malt uns 
der Winter Eisblumen an die Scheiben und ſchließt uns die Aus⸗ 
ſicht zu. Wir aber in molliger Wärme trotzen den Stürmen. 


Die kleinwirtſchaftliche Erzeugung durch die 
Bedienſteten der Reichsbahn. 


In der breiten Öffentlichkeit ift es kaum bekannt, daß die 
Reichsbahn neben den techniſchen Anlagen noch über einen ſehr 
großen Grundbeſitz verfügt, der landwirtſchaftlichen Kulturen dient. 
Dieſer Grundbeſitz ift entweder vorſorglich für weitere Gleiſe oder 
zur Erweiterung von Bahnhöfen erworben, oder er hat in Geſtalt 
von Trennſtücken bei dem Grunderwerb mit übernommen werden 
müſſen, dazu kommen noch die Böſchungen und Ausſchachtungen zur 
Bodengewinnung für den Bahnkörper in Betracht. Je nach Bes 
ſchaffenheit und Lage werden dieſe Ländereien durch Gras, Getreide 
oder Kartoffeln ausgenützt. Mehrere hunderttauſend Obſtbäume find 
an den Strecken verteilt, die bei Beachtung ihrer Anforderungen gute 
Ergebniſſe bringen. Geringer Boden wird aufgeforſtet unter Be⸗ 
rückſichtigung honigender Gehölze zur Förderung der Bienenzucht. 

Der Umſtand, 
daß ein großer Teil 
des Perſonals in 
der Nähe der Dienſt⸗ 
ſtelle wohnen muß, 
um jederzeit für den 
Betrieb faßbar zu 
fein, hat die Der- 
waltung veranlaßt, 
Dienſtwohnungen 
zu bauen, denen 
der iſolierten Cage 
wegen vielfach Stall 
und Garten zu⸗ 
geteilt ſind. 


Spalierobſt an dem Bahnhof Iſſelhorſt i. Weſtfalen 


Sehr ſegensreich haben auf dem Gebiete dieſes Kleingarten- 
weſens und der Viehhaltung die von der Keichsbahnverwaltung 
unterſtützten Baugenoſſenſchaften gewirkt, ſoweit ſie bei großen 
Rangierbahnhöfen und Werkſtätten Gartenſtädte errichtet haben. In 
Laubenkolonien auf 
Eiſenbahngelände 
wird den Bedienſte⸗ 
ten ein Plätzchen 
im Grünen geboten, 
die einen Garten am 
Hauſe entbehren 
müſſen, wie es meiſt 
in der Großſtadt 
der Fall iſt. 

Welchen Um- 
fang dieſe vorſtehend 
genannten Geſamt · 
anlagen haben, kann 


man daraus erſehen, 

daß allein in preu- Bahnhof Ohligs 

ßen 50 000 Hektar 

Ländereien an Eiſenbahnbedienſtete verpachtet ſind. Von den 


700 000 Bedienſteten der Reichsbahn beſchäftigt fih ein großer Teil 
in der Freizeit mit Gartenbau, Viehzucht und Imkerei. Dieſes iſt 
nicht nur im Hinblick auf die Dolfsernährung zu begrüßen, fondern 
es iſt noch ein zweiter großer Vorteil damit verbunden. Wohl kaum 
ein Unternehmen ift jo wie die Eiſenbalm auf geſundes, zuverläſſiges 
und zufriedenes Perſonal angewieſen. Nach ſchwerem Dienſt kann 
fih der Menſch nirgends beſſer erholen als in feinem Garten. Gier 
unter Obſtbäumen neben Pflanzen und Blumen, Haustieren und 
ſummenden Bienlein finden ſeine Nerven Ruhe, durchſtrömt ihn 
neue Lebenskraft. 

Deshalb hat auch die Reichsbahnverwaltung, abgeſehen von der 
Ausnutzung der Ländereien, ein Intereſſe an der Förderung dieſes 
Kleinwirtſchaftsweſens. Sie unterſtützt die Beſtrebungen der Be- 
dienſteten, die ſich in Kleinwirtevereinen, die wiederum den Eiſen⸗ 
bahnvereinen angegliedert ſind, zuſammengeſchloſſen haben. 


50 Jahre Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Von Dr. Otto Stegemann, 


Das Preußiſche Handelsminiſterium verdankt feine Ent- 
ſtehung im Jahre 1879 einmal organiſatoriſchen Gründen, 
weil das frühere Miniſterium für Handel und öffentliche 
Arbeiten mit der Eiſenbahn⸗, Bau-, Handels- und Bergwerks⸗ 
verwaltung zu uneinheitlich geworden war, und ſodann der 
Abſicht Bismarcks, bei der Umſtellung der deutſchen Handels» 
politik auf den Schutzzoll eine eigene preußiſche Behörde für 
die Vorarbeiten beſonders zur Verfügung zu haben. Aus der 
einen, nicht allzu großen Miniſterialabteilung, die damals 
zur Miete in einem Gebäude des Reiches in der Doßitraße 
unterkam, iſt ſeitdem eine der umfangreichſten preußiſchen 
Zentralbehörden geworden, die zugleich Wirtſchafts⸗ und 
Arbeitsminiſterium für das größte deutſche Land darſtellt und 
längſt einen großen eigenen Gebäudekomplex an der Ede von 
Leipziger Platz und Leipziger Straße innehat. 

Der erſte Miniſter, Karl Hofmann, der unter 
Bismarck am 15. Juli 1879 ſein Amt antrat, wurde bereits 
1880 als Staatsſekretär nach Elſaß⸗Lothringen verſetzt, weil 
er in ſozialpolitiſchen Dingen andere Auffaſſungen als Bismarck 
vertrat, als Gegner des auf Kampf abgeſtellten Sozialiſten⸗ 
geſetzes mehrere ſoziale Geſetzentwürfe für Arbeiterſchutz und 
Fabrikgeſetzgebung vorlegte. Daraufhin übernahm Bismarck 
ſelbſt neben ſeinen anderen Amtern das junge Miniſterium und 
behielt es faſt zehn Jahre lang bei. Ein großer Teil der ſozial⸗ 
politiſchen Reichsgeſetzgebung der achtziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts ift von Beamten des (Preußiſchen) Handels- 
miniſteriums ausgearbeitet worden, ſo insbeſondere die Ge⸗ 
ſetze über die Kranken⸗, Unfall⸗, Invaliden⸗ und Altersver⸗ 
ſickerung. Die Seele dieſer Arbeit war der damalige Dor- 
tragende Rat und ſpätere Unterſtaatsſekretär Lohmann, der 
jhon damals die wichtigſten Vorarbeiten zum Ausbau des ge- 
werblichen Arbeiterſchutzes leiſtete. Die erſte Vergrößerung 
erfuhr das Miniſterium durch die noch unter Bismarck erfolgte 
Rückübertragung des gewerblichen Unterrichtsweſens, das in 
näheren Zuſammenhang mit der Bearbeitung der wirtſchaft⸗ 
lichen Fragen gebracht werden ſollte; auch die Preußiſche 
Porzellanmanufaktur wurde damals dem Handelsminiſterium 
unterſtellt. 
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Referent im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Bismarck gab fein Amt als preußiſcher Handelsminiſter 
wenige Monate vor ſeinen übrigen Amtern auf, weil er den 
von dem jungen Kaiſer Wilhelm II. eingeleiteten neuen Kurs 
in der Sozialpolitik nicht mit ſeinem Namen decken wollte. 
Sein Nachfolger wurde Freiherr von Berlepſch, 
deffen Amtsführung durch die bekannten Februar⸗Erlaſſe von 
1890 gekennzeichnet wird. 1891 wurde eine Arbeiterſchutz⸗ 
novelle als Abänderung der Gewerbeordnung Geſetz, die unter 
anderem die Sonntagsruhe, einen Höchſtarbeitstag für Frauen 
und Arbeitsordnungen für größere Betriebe einführte. Die 
Sentralſtelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen und die 
Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik wurden eingerichtet. Die 
Gewerbeaufſicht wurde auf alle gewerblichen Anlagen aus- 
gedehnt und ihr die Überwachung der Durchführung der neuen 
Geſetze übertragen. Namentlich dieſe ausführende Arbeit 
des Preußiſchen Handelsminiſteriums ſtieß in der Grop- 
induſtrie auf Widerſtand, allmählich änderte ſich auch die 
Stellung des Kaiſers zur Sozialpolitik. Berlepſch konnte 
keine weiteren ſozialpolitiſchen Vorlagen im Staatsminiſterium 
durchſetzen, der Miniſterpräſident Fürſt Hohenlohe ließ ihn 
fallen, im Juni 1896 trat er zurück und widmete ſich ſozial⸗ 
wiſſenſchaftlichen Arbeiten. Er gab die „Soziale Praxis“ 
heraus und wurde Dorfitender der „Geſellſchaft für ſoziale 
Reform“ und Mitbegründer der „Internationalen Dereini- 
gung für geſetzlichen Arbeiterſchutz“. 

Die Amtszeit des nächſten Handelsminifters Brefeld 
wird mehr durch inneren Verwaltungsausbau als durch 
äußeres Hervortreten des Miniſteriums, das unter Berlepſch 
im Dordergrund aller ſozialpolitiſchen Arbeit in Deutſchland 
geſtanden hatte, gekennzeichnet. In dieſer Zeit wurde das 
Innungsweſen neu geregelt, die Handwerkskammern wurden 
errichtet, das gewerbliche und kaufmänniſche Fortbildungs- 
ſchulweſen wurde erfolgreich entwickelt, während man von 
der Börſengeſetzgebung von 1896 wohl heute fagen darf, daß 
fie einen Kückſchritt darſtellte. Dagegen wurde das Handels- 
kammerweſen unter eine neue Ordnung geſtellt, die im weſent⸗ 
lichen noch heute gilt. Zu erwähnen iſt noch, daß im Jahre 
1899 die oſtpreußiſchen Bernſteinwerke unter ſtaatliche Regie 


Der Heimatdienst 


Chronik des 


Versailler 


Verirages Forisetzung. 


E. Wilsons Wellfriedensprogramm 


8. Januar 1918. 


Präsident Wilson verkündet in einer Botschaft an den 
Kongreß ein aus 14 Punkten bestehendes Programm 
des Weltfriedens: 1. Offene und öffentlich 
zustandegekommenefFrie- 
densverträge, nach deren Zu- 
standekommen es keine geheimen 
internationalen Abmachungen irgend- 
welcher Art mehr geben solle; viel- 
mehr solle die Diplomatie immer 
offen und vor aller, Welt getrieben 
werden. 

2. Vollkommene Frei- 
heit der Schiffahrtauf den 
Meeren außerhalb der territo- 
rialen Gewässer sowohl im Frieden 
wie im Krieg, soweit nicht etwa die 
Meere durch eine internationale 
Aktion zwecks Durchsekung internationaler Verträge ganz 
oder teilweise geschlossen werden sollten. 

3. Die Beseitigung, soweit sie möglich ist, aller 
wirtschaftlichen Schranken und die Errichtung 
einer Gleichheit der Handelsbedingungen 
unter allen Nationen, die sich dem Frieden an- 
schließen und sich zu seiner Aufrechterhaltung zusammen- 
finden. 75; 

4. Es sollen geeignete Garantien gegeben und 
genommen werden, daß die nationalen Rüstungen 
auf das niedrigste mii der inneren Sicher- 
heit verträgliche Maß herabgesetzt werden. 

5. Eine freie, offenherzige und unbedingt 
unparteiische Regelung aller kolonialen 
Ansprüche, beruhend auf der strengen Beobachtung des 
Grundsaßes, daß bei der Entscheidung solcher Souveräni- 
tätsfragen die Interessen der beiroffenen Bevölkerung ein 
ebensolches Gewicht haben sollen wie die berechtigten An- 
sprüche der Regierung, deren Rechistitel bestimmt werden 
sollen. } . 

6. Räumung aller russischen Gebiete und 
eine Regelung aller Rußland betreffenden 
Fragen, die Rußland die beste und freieste Mitwirkung 
aller anderen Nationen der Welt zum Zweck der Erlangung 
einer unbehinderien und unbeeinträchtigten Möglichkeit der 
unabhängigen Bestimmung der eigenen politischen Geschicke 
und der nationalen Politik liefert und Rußland eine herzliche 
Aufnahme in die Gesellschaft der freien Nationen verbürgt, 
desgleichen jede Hilfe, die Rußland nötig haben und wün- 
schen sollie. 

7. Belgien muß geräumt und wiederher- 
gestellt werden, und zwar ohne jeden Ver- 
such der Beschränkung seiner Souveränität, 
deren es sich in gleicher Weise wie alle anderen freien 
Nationen erfreuen soll. 

8. Alles französische Gebiet müßte be- 
freit werden, und das besetzte Gebiet und 
dasim Jahre 1871 FrankreichinSachenElsaß- 
Lothringens von Preußen zugefügie Un- 
recht‘) — das nahezu fünfzig Jahre lang den Weltfrieden 
in Frage gestellt hat — müßte in Ordnung gebracht werden, 
Samii im Interesse aller noch einmal Friede gemacht werden 

ann. x 

9. Eine Berichtigung der italienischen 
Grenzen sollte bewirkt werden nach den klar er- 
kennbaren Linien der Nationalität. 

10. Den Völkern Österreich-Ungarns, 
dessenPlaizunterden Nationenwirgewahrt 


Wilson 


1) Bei der Beurteilung dieses angeblichen Unrechts darf man u. a. nicht ver- 
gessen, daß Frankreich 1870 den Krieg um folgender Ziele willen vom Zaune brach. 
Verhinderung der Einigung Deutschlands durch die Mittelstaaten auf Kosten 
Preußens, Annexion des linken Rheinufers (mindestens aber des Saarkohlen- 
beckens), Beseitigung” des Großherzogtums Baden. Den Russen bot Frankreich 
damals Danzig, den Dänen Schleswig an. Vgl. H. Oncken, „Die Rheinpolitik 
Napoleons III. 1863—1870“, Bd. 3, 8.526, und Kurt Reindorf, „England und 
der deutsch-französische Krieg 1870—1871“ S. 134. 


und gesichert zu sehen wünschen, müßte 
die erste Gelegenheit einer autonomen Ent- 
wicklung gegeben werden. 

11. Rumänien, Serbien und Montenegro 
müßten geräumt, die besetzten Gebiete 
wiederhergesteilli werden. Serbien müßte einen 
freien und sicheren Zugang zum Meere erhalten, und die 
gegenseitigen Beziehungen der Balkanvölker müßten durch 
freundschaftliche Beratung gemäß den ‘geschichtlich ge- 
wordenen Grundlinien von Zusammengehörigkeit und 
Nationalität bestimmt werden; außerdem müßten inter- 
nationale Garantien für die politische und wirtschaftliche 
Unabhängigkeit und die territoriale Integrität der einzelnen 
Balkanstaaten geschaffen werden. : 

12. Den türkischen Teilen des gegenwärti- 
genOtiomanischenReichesmüßte einesichere 
Souveränität verbürgt werden. Aber die anderen 
Nationalitäten, die jetzt unter türkischer Herrschaft 
stehen, müßten eine unzweifelhafte Sicher- 
heit des Lebens und eine vollkommen unbe- 
einträchtigte Möglichkeit der autonomen 
Entwicklung erhalten; die Dardanellen müß- 
ten unter internationalen Garantien dauernd 
als freie Durchfahrt für die Schiffe und 
den Handel aller Nationen geöffnet werden 

13. Ein unabhängiger polnischer Staat 
müßte errichtet werden, der die von einer 
unbestreitbaren polnischen Bevölkerung be- 
wohnten Gebiete einschließen, einen freien 
und gesicherten Zugang zum Meere erhalten 
und dessen politische und wirtschaftliche Unabhängigkeit 
und territoriale Integrität durch internationalen Vertrag 
garantiert werden sollte, 

14. Es muß eine allgemeine Vereinigung der 
Nationen unter besiimmien Vertragsbedingungen gebil- 
det werden, zum Zweck gegenseitiger Garantie politischer 
und territorialer Unabhängigkeit auch für kleine Staaten.“ 

Anschließend erklärte Wilson ausdrücklich, daß er nicht 
auf die Schwächung Deutschlands ausgehe und das Reich 
nicht zu einer Veränderung seiner Einrichtungen veranlassen 
wolle, sondern daß er nur Deutschlands Vorherrschaft be- 
kämpfe, und daß das aufgestellte Programm den Grundsatz 
der Gerechtigkeit für alle Völker und Nationen, seien sie 
groß oder klein, stark oder schwach, beachtet wissen wolle. 


24. Januar 1918. 

Vor dem Hauptausschuß des Deutschen Reichstags be- 
spricht Reichskanzler Graf Hertling die 14 Punkte Wilsons 
vom 8. Januar 1918. 

Mit den Punkten 1—4 erklärt er sich grundsäßlich ein- 
verstanden. 


Punkt 5 werde bei der praktischen Durch- 
führung einigen Schwierigkeiten be- 
gegnen; zunächst könne es jeden- 
falls dem großen Kolonialreich Eng- 
land überlassen bleiben, wie es sich 
mit dem Vorschlage seines Verbün- 
deten abfinden wolle. Zu Punkt 6 
stellt er fest, daß die Entente- 
staaten es abgelehnt hätten, sich 
den Verhandlungen zwischen den 
Vierbundmächten und Rußland an- 
zuschließen, und daß er daher eine 
nachträgliche Einmischung ablehnen 
müsse; er halte an der Hoffnung fest, daß es unter An- 
erkennung des Selbsibestimmungsrechtes der westlichen 
Randvölker des ehemaligen russischen Reiches gelingen 
werde, zu einem guien Verhältnis sowohl mit den neuen 
Randstaaten als auch mit dem übrigen Rußland zu gelangen. 
Zu Punkt 7 sei von seinen Amtsvorgängern wiederholt er- 
klärt worden, daß zu keiner Zeit die gewaltsame Angliede- 
rung Belgiens einen Programmpunkt der deutschen Politik 
gebildet habe. Die belgische Frage gehöre zu dem Komplex 
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der Fragen, deren Einzelheiten durch die Friedensverhand- 
lungen zu ordnen sein würden, Solange die Gegner sich 
nicht rückhalilos auf den Boden stellten, daß die Integrität 
des Gebietes der Mittelmächie die einzig mögliche Grund- 
lage von Friedensverhandlungen bilden könne, müsse er an 
dem bisher seis eingenommenen Standpunkt festhalten 
und eine Vorwegnahme der belgischen Angelegenheit aus 
der Gesamidiskussion ablehnen. Punkt 8. Die beseßten 
Teile Frankreichs seien ein wertvolles Tauschpfand in 
deuischer Hand. Auch hier bilde die gewalisame Angliede- 
rung keinen Teil der deutschen Politik. Von einer Abtretung 
von Reichsgebiet könne nie und nimmer die Rede sein. Die 
Beantwortung der in den Punkten 9 bis 12 berührien Fragen 
möchte er den österreichisch-ungarischen und türkischen 
Staafsmännern überlassen. Zu Punkt 13 stellt der Reichs- 
kanzler fest, daß nicht die Eniente, sondern Deutschland und 
Osterreich-Ungarn die Polen von dem ihre nationale Eigen- 
art unterdrückenden zaristischen Regiment befreit hätten; 
daher möge man es denn auch Deutschland, Ösierreich- 
Ungarn und Polen überlassen, sich über die künftige Ge- 
staltung Polens zu einigen. Zu Punkt 14 erklärt er, daß er 
jedem Gedanken sympathisch gegenüberstehe, der für die 
Zukunft die Möglichkeit und Wahrscheinlichkeit von Kriegen 
ausschalte. 

Der Reichskanzler erkennt an, daß Wilsons und auch 
Lloyd Georges Ausführungen Grundsäßke für einen allge- 
meinen Weltfrieden enthielten; aber in den konkreten 
Punkten sei der Friedenswille weniger bemerkbar. Die Alli- 
ierten erklären zwar, sie wollten Deutschland nicht ver- 
nichten, aber sie schielten begehrlich nach Teilen des Reichs 
und seiner Verbündeten; sie sprächen zwar mit Achtung 
von Deutschlands. Stellung, aber dazwischen dringe immer 
wieder die Auffassung durch, als seien die Deutschen die 
Schuldigen, die Buße tun und Besserung geloben müßten. 
Wenn die Führer der feindlichen Mächte wirklich zum Frieden 
geneigt seien, so möchten sie ihr Programm nochmals revi- 
dieren. „Wenn sie mit neuen Vorschlägen kommen, dann 
werden wir sig auch ernstlich prüfen; denn unser Ziel ist 
kein anderes als die Wiederhersſellung eines dauernden all- 
gemeinen Friedens. Aber dieser Friede ist so lange nicht 
möglich, als die Integrität des Deutschen Reiches und die 
Würde unseres Vaterlandes nicht gewahrt bleibt.“ 


30. Januar bis 2. Februar 1918, 


Der in Paris iagende Oberste Kriegsrat der Entente 
veröffentlicht über das Ergebnis seiner Beralungen eine 
amiliche Note, in der es heißt: Der Oberste Kriegsrat habe 
die neuesten Erklärungen des deutschen Reichskanzlers und 
des österreichisch-ungarischen Außenministers sorgfältig 
geprüft; er habe in diesen Erklärungen keinerlei Annähe- 
rung an die von sämtlichen alliierien Regierungen formu- 
lierien maßvollen Bedingungen zu erkennen vermocht. 
Der Eindruck, den der Konirasi zwischen den angeblich 
idealen Zielen, zu deren Verwirklichung die Mitielmächte 
die Verhandlungen von Bresi-Litowsk eröffnet haben, und 
ihrem nun offen zutage liegenden Streben nach Raub und 
Eroberung hinterließ, sei nur geeignei, diese Überzeugung zu 
befestigen. Unter diesen Umständen erachie es der Oberste 
Kriegsrat für seine unmittelbare Pflicht, die Fortdauer des 
Krieges mit äußerster Energie und durch die siraffsie und 
wirksamste Vereinheitlichung der militärischen Aktion der 
Alliierten sicherzustellen. 


11. Februar 1918. 


Präsident Wilson antworiet auf die Reden des Grafen 
Czernin und des deuischen Reichskanzlers vom 24. Ja- 
nuar in einer neuen Ansprache an den Kongreß: Graf 
Czernin habe in freundlichem Tone gesprochen, scheine 
die Grundlagen des Friedens mit klarem Blick zu erkennen 
und fühle offenbar, daß Österreich auf die von den Ver- 
einigten Staaten aufgestellten Kriegsziele leichter eingehen 
könne als Deutschland; er würde wahrscheinlich noch 
weitergegangen sein, wenn er nicht auf Österreichs Bündnis 
und seine Abhängigkeit von Deuischland hätte Rücksicht 
nehmen müssen. Graf Hertlings Antwort sei sehr un- 
bestimmt und sehr verwirrend. Die von ihm vorgeschla- 
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genen Meihoden seien diejenigen des Wiener Kongresses. 
Dahin gebe es keine Rückkehr. Der Kampf gehe um eine 
neue internationale Ordnung, aufgebaut auf den weiten und 
allumfassenden Grundsätzen von Recht und Gerechtigkeit, 
nicht um einen bloßen Flickfrieden. Der Weltfrieden hänge 
von der gerechten Schlichtung eines jeden der verschiedenen 
von ihm formulierten Probleme ab. Auf die Friedensreso- 
lution des Reichstags vom 19. Juli 1917 hinweisend, erklärt 
Wilson: Es soll keine Annexionen geben, keine 
Kriegsentschädigungen, keinen strafweisen 
Schadenersaiz. Kein Volk soll durch eine inter- 
nationale Konferenz oder durch Abmachungen zwischen Ri- 
valen und Gegnern von einer Staatshoheit an 
eineandereausgeliefertwerden. Nationale 
Ansprüche müssen beachtet werden, die 
Völker dürfen nur noch mit ihrer eigenen 
Zustimmung beherrscht und regiert werden. 
Das „Selbsibestimmungsrech#“ ist keine bloße 
Redensart. Es ist ein gebieterischer Grundsatz des Han- 
delns, den die Siaaismänner künflig nur noch auf eigene 
Gefahr mißachten werden. 2 

Auf die Anregung des Grafen Czernin, ob nicht ein 
Meinungsaustausch zwischen Ösierreich-Ungarn und den 
Vereinigten Siaaten den Weg zu allgemeinen Friedensver- 
handlungen bereiten könne, antwortet Wilson: Die Prüfung, 
ob es für beide Regierungen möglich sein werde, in dem 
Meinungsaustausch weiterzugehen, sei einfach und klar. 
Die anzuwendenden Grundsäße seien folgende: 

1. Jeder Teil der endgültigen Regelung müsse beruhen 
auf der wesentlichen Gerechtigkeit des besonderen Falles 
und auf einem solchen Ausgleich, von dem es am wahrschein- 
lichsten sei, daß er einen dauerhaften Frieden bringen werde. 

2. Völker und Provinzen dürften nicht von 
einer Staatshoheit in die andere herum- 
geschoben werden, als wenn es sich um Figuren 
oder Steine in einem Spiel handle, auch wenn dieses Spiel 
das große, aber jest für immer diskredilierie Spiel des 
Gleichgewichts der Kräfte sei; vielmehr müßte 

3. jede Gebieisfrage, die durch diesen Krieg 
aufgeworfen sei, im Interesse und zum Vorteil 
der betreffenden Bevölkerung gelöst wer- 
den und nicht als ein Teil eines bloßen Ausgleichs oder 
Kompromisses zwischen rivalisierenden Staaten. 

4. Allen klar umschriebenen nationalen 
Ansprüchen müsse die weitesigehende Be- 
friedigung gewährt werden, die ihnen gegeben 
werden könne, ohne Elemente der Zwieiracht und Feind- 
schafi zu verewigen oder neu einzuführen, die geeignet 
wären, den Frieden Europas und damit den Frieden der 
Welt bald wieder zu stören. 

Diese als fundamental zu beirachienden Grundsätze 
seien, soweit er sehe, bereits überall als zwingend an- 
erkannt außer von den Woriführern der deutschen Annexio- 
nisten und Militaristen, Der iragische Zustand sei, daß diese 
Partei in Deutschland gewillt und imstande sei, Millionen 
von Männern in den Tod zu senden, um zu verhindern, was 
alle Welt jest als gerecht anerkenne. 


25. Februar 1918. 
Reichskanzler Graf Hertling stimmt im Reichsiag 


den vier Grundsätzen in Wilsons Ansprache vom 11. Fe- 


bruar ausdrücklich und grundsätzlich bei und erklärt, daß ein 
allgemeiner Friede auf solchen Grundlagen erörtert werden 
könne, allerdings nur dann, wenn diese Grundsäße nicht nur 
von Wilson vorgeschlagen, sondern von allen Staaten und 
Völkern anerkannt würden. 


28. Februar 1918, 

Der britische Außenminister Balfour erklärt im Unter- 
haus, auch die letzte Rede des deutschen Reichskanzlers 
vom 25. Februar biete keine Grundlagen für Friedensver- 
handlungen. Wenn man Verhandlungen beginnen wolle, be- 
vor man die Aussicht auf ihre erfolgreiche Durchführung 
habe, so wäre das das größte Verbrechen gegen den 
Welifrieden. 


Der Heimatdienst 


6. April 1918. 
Wilsons Anleihewerberede. 


„ . Ich würde mich schämen, wenn ich in dieser 
ernsien Zeit.. . die schwächliche Sprache des Hasses und 
der Rache gebrauchte . Wir sind bereit, bei der 
Endabrechnung gerechi gegen das deutsche 
Volk zu seinund Deutschland genau so wie die 
anderen Mächte redlich zu behandeln. Bei 
diesem Endurteil kenn kein Unferschie d 
zwischen den Völkern gemacht werden, 
wenn es wirklich gerecht ausfallen soll.... 
Mit diesen Gedanken vor Augen habe ich versucht, von 
denen, die für Deutschland sprechen, zu hören, ob sie Ge- 
rechligkeit oder ob sie Herrschaft ersireben und ihren 
eigenen Willen den anderen Nationen der Welt aufzwingen 
wollen. Die Antwort erfolgte in Worten, die nicht falsch 
aufgefaßt werden können. Es wurde zugegeben, daß nicht 
Gerechtigkeit, sondern Herrschsucht und rücksichtslose 
Durchführung des eigenen Willens die treibende Kraft ist. 
Dieses Bekenninis stammt nicht von den deutschen Siaats- 
männern, sondern von den militärischen Führern, welche die 
wirklichen Herrscher sind .... Wir können, was in Ruß- 
land, in der Ukraine und in Finnland tatsächlich erfolgte, 
nicht mißverstehen .... Deutschland hat wiederum ge- 
zeigt, daß allein die Gewalt zu entscheiden hat. Es fragt 
sich, ob Recht und Friede in den Beziehungen der Menschen 
herrschen soll, ob das Recht, wie Amerika will, oder der 
Zwang, wie ihn Deutschland ansirebi, das Los der Mensch- 
heit bestimmen soll. Von unserer Seite ist daher nur eine 
Antwort möglich: Gewalt, äußersie Gewalt, Gewalt ohne 
Grenzen, eine gerechte und iriumphierende Gewalt, die ein 
gerechtes Gesek in die Welt bringt und jede selbstsüchtige 
Herrschsucht niederwirft. 


Baltimore, 


4. Juli 1918. 


In der Ansprache am Grabe Washingtons zu Mount 
Vernon verkündet Präsident Wilson die folgenden vier 
Grundsäße: „1. Vernichtung jeder willkür- 
lichen Macht, wo immer sie sei, die für sich 
allein, im geheimen und nach eigenem Ent- 
schluß den Frieden der Welt stören kann; 
oder wenn sie zur Zeit noch nicht vernichtet werden kann, 
zum wenigsten ihre, Herabdrückung zur tatsächlichen Macht- 
losigkeit. 2. Die Regelung jeder Frage, sowohl 
in bezug auf Gebiet oder Souveränität, auf wirtschaftliche 
Abmachungen oder auf politische Verhältnisse, muß er- 
folgen auf der Grundlage der freien Annahme 
dieser Regelung durch das unmittelbar davon betrof- 
kene interessierte Volk; nicht auf der Grundlage 
des materiellen Nuizens oder Vorteils 
irgendeiner anderen Nation oder eines 
anderen Volkes, die eine andere Regelung 
zurAusbreitungihres Einflusses, ihrer Herr- 
schaft wünschen mögen. 3. Die Zustimmung aller 
Nationen, in ihrem gegenseiligen Verhalten von denselben 
Grundsäßen der Ehre und der Achtung für das gemeinsame 
Geses der zivilisierten Gesellschaft geleitet zu werden, 
welche die einzelnen Bürger aller modernen Staaten in 
ihren Beziehungen zueinander leiten, dergestalt, daß alle 
Versprechen und Übereinkommen gewissenhaft beobachtet, 
keine geheimen Anschläge oder Verschwörungen ausgeheckt, 
keine selbstsüchtigen Verlekungen straflos begangen werden 
können und gegenseitiges Vertrauen auf der festen Grund- 
lage der allgemeinen Achtung des Rechtes geschaffen wird. 
4 Begründung einer Friedensorganisation, 
welche die Gewißheit verschafft, daß die vereinigte Macht 
der freien Nationen jede Rechtsverletzung verhindern und 
helfen wird, den Frieden und die Gerechtigkeit durch ein 
höchstes Gericht der öffentlichen Meinung zu sichern, dem 
sich alle unterwerfen müssen, und durch das alle internatio- 
nalen Berichtigungen, die von den unmittelbar betroffenen 
Völkern nicht auf freundschaftlichem Wege erledigt werden 
können, verbürgt werden sollen.“ 


27. September 1918. 


Wilsons Völkerbundsrede in New York. „Bei jeder 
Wendung des Krieges gewinnen wir eine erneute Auffassung 
des dadurch zu erreichenden Endziels ... Die daraus sich 
ergebenden Kernfragen aber sind die folgenden: Soll 
die Militärmacht irgendeines Staates oder 
einer Siaatengruppe die Geschicke von 
Völkern bestimmen dürfen, über welche sie 
kein Herrschafisrecht hat, als das Rechl 
der Gewalt? Sollen mächtige Staaten die Freiheit 
haben, schwache Nationen niederzuringen und sie ihren 
Zwecken und Interessen untiertan zu machen? Sollen die 
Völker selbst in ihren eigenen inneren Angelegenheiten 
durch willkürliche und unverantwortliche Gewalt regiert und 
beherrscht werden, oder durch ihren eigenen Willen, nach 
eigener Wahl? Soll es einen gemeinsamen Maßstab 
von Recht und Vorrecht für alle Völker und 
Staaten geben, oder sollen die Mächtigen iun können, 
was sie wollen, während die Schwachen wehrlos leiden 
müssen? Soll der Vollzug des Rechts vom Zu- 
fall und gelegentlichen Bündnissen abhängen, 
oder soll es einen Verband geben, um die Be- 
obachtung allgemeiner Rechte zu erzwin- 
gen?... Wir stimmen alle darin überein, daß mit den 
Regierungen der Mittelmächte weder durch irgendeine Art 
von Gelegenheitshandel noch durch Kompromiß der Friede 
erreicht werden kann, weil wir bereits mit ihnen unterhandeli 
und auch in Brest-Litowsk und Bukarest gesehen haben, wie 
sie mit anderen Regierungen, welche Teilnehmer an diesem 
Kriege waren, unterhandelt haben. Sie haben uns über- 
zeugt, daß sie ohne Ehre sind und keine Gerechtigkeil 
beabsichtigen. Sie beachten keine Verträge, erkennen 
keinen Grundsak als nur die Gewalt und ihre eigenen Inter- 
essen an. Wir können uns mit ihnen nicht einigen. Sie haben 
dies unmöglich gemacht. Das deuische Volk muß endlich 
völlig inne werden, daß wir das Wort derer, welche uns 
diesen Krieg aufgezwungen haben, nicht annehmen’ können. 
Von höchster Wichtigkeit ist auch, daß wir klar fesilegen, 
daß der Friede durch keine Art von Kompromiß oder durch 
irgendeinen Abzug von den Grundsäßen, die wir zu unseren 
Kriegszielen gemacht haben, erreicht werde... Wenn in 
Tat und Wahrheit, wie ich es glaube, das gemeinsame Ziel 
der gegen Deutschland verbündeten Regierungen und 
Völker das sein soll, durch die künfligen Vereinbarungen 
einen sicheren und dauernden Frieden zu erlangen, so ist 
es notwendig, daß alle, die sich an den Friedenstisch sehen 
werden, mit der Bereitwilligkeit kommen, den Preis zu 
zahlen, der ihn sichern wird, auch müssen sie bereit und 
willens sein, mit männlichem Mut das einzige Werkzeug zu 
schaffen, durch das wir die Sicherheit erlangen, daß das 
Friedensübereinkommen geachtet und vollzogen wird. jener 
Preis ist die unparteiische Gerechtigkeit in jedem Teil der 
endgültigen Schlichtung, unbekümmert darum, wessen Inter- 
essen durchkreuzt werden .. jenes unenibehrliche Werk- 
zeug ist der Bund der Nationen ... Ohne ein solches Werk- 
zeug. . . wird dieser Friede teilweise auf dem Wort von 
Verbrechern (outlaws) beruhen, ja einzig auf diesem Wort. 
Deutschland wird seinen Charakter wieder reinigen müssen, 
nicht durch das, was am Friedenstisch geschieht, sondern 
durch das, was folgt. Und so muß... die Schaffung jenes 
Völkerbundes sowie die. klare Umschreibung seiner Ziele 
ein Teil, ja in gewissem Sinne der wesentlichsie Teil des 
Friedens selbst sein... Doch diese allgemeinen Ausdrücke 
offenbaren keineswegs die ganze Angelegenheit. Einzel- 
heiten sind nötig, um ihnen nicht so sehr die Bedeutung 
einer bloßen These, als vielmehr die eines praktischen Pro- 
gramms zu geben ..: Erstens, die unparieiische Ge- 
rechligkeit, die geschaffen werden soll, darf keinen Unter- 
schied machen zwischen jenen, gegen die wir gerecht zu 
sein wünschen, und jenen, gegen die wir es nicht zu sein 
wünschen. Es muß eine Gerechtigkeit sein, die keine Be- 
günstigten kennt und die keine andere Richtschnur kennt, 
als die gleichen Rechte all der verschiedenen Völker, die 
in Frage kommen, Zweitens, kein besonderes oder ab- 
gesondertes Interesse irgendeiner einzelnen Nation oder 
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irgendeiner Gruppe von Nationen kann zur Grundlage 
irgendeines Teils des Übereinkommens gemacht werden, 
wenn es nicht mit den gemeinsamen Interessen aller über- 
einstimmt. Drittens, Bündnisse oder Verbindungen oder 
besondere Abkommen innerhalb der allgemeinen und ge- 
meinschaftlichen Familie des Völkerbundes sind unzulässig. 
Viertens und mehr im einzelnen, selbstsüchtige wirt- 
schaftliche Sonderbündnisse innerhalb des Völkerbundes 
können nicht zugelassen werden, ebensowenig wie An- 
wendung irgendeiner Form von wirtschaftlichem Boykott 
oder Ausschluß, ausgenommen, wenn die Vollmacht zur 


wirtschaftlichen Bestrafung durch Ausschluß von den 
Märkten der Welt dem Völkerbund selbst als Zucht- und 
Machtmittel übertragen wird. Fünftens, alle internatio- 
nalen Übereinkommen und Verträge irgendwelcher Art 
müssen in ihrer Gesamtheit der übrigen Welt bekannt- 
gegeben werden. Sonderbündnisse, wirtschaftliche Rivali- 
täten und Feindseligkeiten sind in der modernen Welt eine 
ergiebige Quelle der Pläne und Leidenschaften gewesen, 
die Kriege enifesselt haben. Ein Friede, der sie nicht durch 
bestimmte und bindende Verpflichtungen unmöglich macht, 
wäre unaufrichtig und ungewiß.“ 


II. Der Vorfriedensvertrag vom 5. November 1918 


18. Juli 1918. 


Ende der deutschen Offensive an der Westfront. Beginn 
der großen feindlichen Gegenoffensive. 


8 August 1918, 


Einbruch der Engländer und Franzosen in die deutsche 
Front bei Villers Breitonneux. 


14. August 1918. 

Spa. In einer Besprechung unter Vorsitz des Kaisers 
wird die Notwendigkeit festgestellt, Friedensverhandlungen 
anzubahnen. 

15. September 1918, 


Beginn des Zusammenbruchs der bulgarischen Front. 


28. September 1918. 


Hindenburg und Ludendorff entschließen sich, bei. der 
Reichsregierung ein direktes deutsches Friedens- und 
Waffenstillstandsangebot auf Grund der 14 Punkte Wilsons 
anzuregen. 

30. September 1918. 


Der Kaiser genehmigt das Rücktrittsgesuch des Reichs- 
kanzlers Grafen Hertling und fordert die Einführung der 
parlamentarischen Regierungsform. 


3. Oktober 1918. 


Bildung einer parlamentarischen Regierung unter Prinz 
Max von Baden als Reichskanzler mit folgendem Pro- 
gramm: Festhalten an der Antwort auf die Papstnote vom 
1. August 1917 und wuneingeschränktes Bekenntnis zur 
Friedensresolution vom 19. Juli 1917; Erklärung der Bereit- 
schaft, einem Völkerbund beizutreten; einwandfreie Er- 
klärung über Wiederherstellung Belgiens und Verständigung 
über Entschädigung; bisher geschlossene Friedensverträge 
dürfen kein Hindernis für den allgemeinen Friedensschluß 
bilden; Schaffung von Volksveriretungen im Baltikum, in 
Litauen und Polen; Schaffung eines selbständigen Bundes- 
staates Elsaß-Lothringen; unverzügliche Wahlrechtsreform 
in Preußen; Einheitlichkeit der Reichsleitung durch ihre 
Parlamentarisierung; strenge Einhaltung aller verfassungs- 
mäßigen Verantwortlichkeiten; Beseitigung aller militärischen 
Einrichtungen, die der politischen Beeinflussung dienen; 
Anderung der Bestimmungen über den Belagerungszustand, 
Beschränkung der Zensur, politische Kontrolle aller Maß- 
nahmen, die auf Grund des Belagerungszusitandes verhängt 
werden, 

5. Oktober 1918. 


Reichskanzler Prinz Max von Baden ersucht den Prä- 
sidenten Wilson, „die Herstellung des Friedens in die Hand 
zu nehmen, alle kriegführenden Staaten von diesem Er- 
suchen in Kenninis zu seken und sie zur Entsendung von 
Bevollmächtigten zwecks Aufnahme der Verhandlungen ein- 
zuladen“. Die deutsche Regierung „nimmt das von 
dem Präsidenten in der Kongreßrede vom 8. Ja- 
nuar 1918 und in seinen späteren Kund- 
gebungen, namentlich in der Rede vom 
27. September aufgestellte Programm als Grundlage für 
die Friedensverhandlungen an. Um weiteres Blut- 
vergießen’zu vermeiden, ersucht die deutsche 
Regierung, den sofortigen Abschluß eines all- 
gemeinen Waffenstillstandes herbeizu- 
führen.“ 


16 


8. Oktober 1918. 

Wilson will zunächst den „genauen Sinn“ der deut- 
schen Note kennen. „Meint der Reichskanzler, daß die 
kaiserliche deutsche Regierung die Bedin- 
gungen, die der Präsident in seiner Botschaft.. vom 
8. Januar und in den folgenden Botschaften niedergelegt hat, 
annimmt, und daß ihr Zweck beim Eintrittin 
die Diskussion nur der sein würde, sich über 
die praktischen Einzelheiten ihrer Anwendung zu ver- 
ständigen?“ Waffenstillstand sei nicht mög- 
lich, solange die Heere der Mittelmächte in 
den Gebieten der Alliierten stehen. Der Prä- 
sident will wissen, „ob der Kanzler nur für die- 
jenigen Gewalten des Reiches spricht, die 
bisher den Krieg geführt haben“. 


12. Oktober 1918. 

Deutsche Antwort auf Wilsons Note vom 8. Oktober: 
Deutsche Regierung „hat die Säße angenommen“, die 
Wilson am 8. Januar und später „als Grundlageeines 
dauernden Rechtsfriedens niedergelegt 
hat. Der Zweck der einzuleitenden Besprechungen wäre 
also lediglich der, sich über praktische Einzelheiten ihrer 
Anwendung zu verständigen“. Deutsche Regierung nimmt 
an, daß auch die Alliierten „sich auf den Boden der 
Kundgebungen des Präsidenten Wilson stellen“, Zur Herbei- 
führung eines Waffenstillstandes werden Wilsons Räumungs- 
vorschläge angenommen. Gestüßt auf den Willen der 
Reichstagsmehrheit, spricht der Reichskanzler im Namen 
der deutschen Regierung und des deutschen Volkes. 


14. Oktober 1918. 

Wilson bestätigt die unbedingte Annahme seiner 
Friedens grundlagen durch Deutschland. Räumungs- 
und Waffenstillstandsbedingungen müssen 
dem Urteil der militärischen Ratgeber der Gegner Deutsch- 
lands überlassen bleiben und „völlig befriedigende 
Sicherheiten und Bürgschaften für die Auf- 
rechterhaliung der gegenwärtigen militäri- 
schen Überlegenheit der Armeen der Ver- 
einigten Staaten und der Alliierten vor- 
sehen“ Ein Waffenstillstand sei nur möglich, wenn die 
Versenkung von Passagierschiffen durch U-Boote und die 
Zerstörungen beim Rückzuge aus Flandern und Frankreich 
vorher eingestellt würden. „Zur Vermeidung jeder Mög- 
lichkeit eines Mißverständnisses“ müsse der Präsident „in 
feierlichster Form auf den Wortlaut und klaren Sinn“ einer 
der soeben von Deutschland angenommenen Friedensbedin- 
gungen hinweisen: „Vernichtung jeder Willkür 
und Macht, die für sich allein und heimlich 
den Frieden der Welt stören kann, und wenn 
ihre Vernichtung jest nicht möglich ist, mindestens ihre 
Herabsekung zu tatsächlicher Machtlosigkeil.“ Die das 
deuische Volk bisher beherrschende Macht sei dieser Art. 
„Es liegt innerhalb der Wahl der deutschen Nation, dies zu 
ändern.“ Diese Bedingung müsse dem Frieden vorangehen. 
Nach dem Urteil. Wilsons werde „die ganze Durchführung 
des Friedens von der Bestimmiheit und dem zufrieden- 
stellenden Charakter der Bürgschaften abhängen, die in 
dieser grundlegenden Frage gegeben werden können. Es 
ist unumgänglich notwendig, daß die gegen Deutschland ver- 
bündeten Regierungen unzweideutig wissen, mit wem sie es 
zu fun haben“, 
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geſtellt und der Bergverwaltung eingegliedert wurden, die feit 
1890 zum Bandelsminifterium gehörte. Sie trat unter dem 
Nachfolger Brefelds, dem Miniſter Möller (1901 bis 1905), 
der aus der praktiſchen Wirtſchaft und dem Parlament 
ſtammte, mehr in die Erſcheinung. Es erregte großes Auf- 
jehen, als der preußiſche Bergfiskus im Kührbergbau durch 
Erwerbung der Bergwerksgeſellſchaft Hibernia ſelbſt feſten 
Fuß faßte und feinen Beſitz ſpäter weiter ausdehnte. Die 
Leitung der deutſchen Arbeits⸗ und Wirtſchaftspolitik freilich 
ging immer mehr auf die Neichsbehörden über, ſeitdem der 
Staatsſekretär im Keichsamt des Innern, Graf Poſadowskyp, 
dort eine lebhafte Initiative entfaltete. Aber dem preußiſchen 
Miniſterium iſt dauernd mit der Ausführung der Geſetze die 
Fürſorge für die einzelnen Zweige der Wirtſchaft geblieben. 
In die Zeit Möllers fallen die Einführung der Gewerbe 
gerichte, die Errichtung der Handelshochfchulen in Köln und 
Frankfurt a. M., die erſte Ausbildung von Gewerbelehrerinnen 
und die Errichtung des Landesgewerbeamts als ſtaatliche 
Sentralſtelle für die Gewerbeförderung. 


Aus der Amtszeit des nächſten Miniſters Delbrück 
(bis 1909) find an Geſetzen, an denen das Handelsminifterium 
entſcheidend mitwirkte, zu nennen die Börſennovelle von 1908 
und die Berggeſetznovelle von 1909, zu der das Grubenunglück 
auf der Zeche Radbod und ein großer Streik im Ruhrrevier 
den Anlaß gaben. Höher aber als Geſetze ſchätzte Delbrück das 
Ringen um die Seele des Arbeiters durch die Verwaltung. 
Auch unter ihm ſchritt die Entwicklung des Fach⸗ und Sort- 
bildungsſchulweſens und ihrer Lehrpläne fort. Miniſter 
Sydow, der ihm folgte, blieb am längſten nach Bismarck, 
nämlich neun Jahre, im Amte. In dieſe Seit fielen die 
ſchwierigen Aufgaben, die der Weltkrieg der preußiſchen 
Wirtſchaftsverwaltung ſtellte, die fih auf die Sicherung und 
Verteilung von Rohftoffen, Nahrungsmitteln, Bekleidungs⸗ 
ſtoffen uſw. und auf die Kriegsfürforge, Heranbildung weib- 
licher Erſatzkräfte und ähnliches umſtellen mußte. Acht 
var 5 Miniſteriums ließen im Felde ihr Leben für das 

aterland. 


Die jüngſte Periode der Geſchichte des Handels⸗ 
miniſteriums ſetzte mit dem Übergang zum Parlamentarismus 
ein. Der erſte neue Miniſter war Fiſchbeck, der im Of- 
tober 1918 ernannt wurde und das Miniſterium über Revo- 
lution und Kapp⸗Putſch hinweg leitete. Ihm fiel die Auf- 
gabe zu, Handel und Gewerbe in jenen unruhigen Zeiten im 
Fluß zu erhalten und die Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer den Auffaſſungen der neuen Seit anzu⸗ 
paſſen, ſoweit ſie behördlichem Einfluß zugänglich ſind. 
Schwere Derlufte erlitt die Bergverwaltung durch den Der- 
failler Vertrag in Gberſchleſien und im Saargebiet. Erheb⸗ 
liche Eingriffe in das Arbeitsgebiet des Miniſteriums brachte 
die Umorganiſation des Preußiſchen Staatsminiſteriums, in⸗ 
dem ein Teil der ſozialen Arbeiten an das neugegründete 
Volkswohlfahrtsminiſterium übergeleitet wurde, während in- 
folge der Auflöſung des Miniſteriums für öffentliche Arbeiten 
dem Handelsminifterium die Betreuung der Häfen, Brücken 


Franzöſiſche Wirtſchaftsſorgen. 


Die franzöſiſche Einfuhr hat in den Monaten Januar bis Mai 
dieſes Jahres einen Wert von 25,5 Milliarden Franken gehabt, 
dem ein Ausfuhrwert von nur 20,4 Milliarden Franken gegenüber ⸗ 
ſtand. Dieſe Paſſivität der Handelsbilanz in Höhe von 5,1 Mil 
liarden gegenüber einer ſolchen von nur 0,6 Milliarden im gleichen 
Zeitraum des Vorjahres hat die franzöſiſche öffentliche Meinung 


in erheblichem Ausmaße alarmiert. Als Urſachen für das Furück⸗ 


bleiben der Ausfuhr werden eine Reihe von Faktoren angegeben, 
ſo vor allem die fortgeſetzte Steigerung der Lebenshaltungskoſten 
— die Uleinhandelspreiſe in Paris beiſpielsweiſe find von 
540 Punkten (1914: 100) im Auguſt 1928 in ununterbrochener 
Steigerung auf 626 im Mai 1929 angewachſen — und damit 
in unmittelbarem Fuſammenhang natürlich eine Zunahme der 
Löhne, ferner die nach franzöſiſcher Anſicht übermäßige Steuer- 
belaſtung. In den erſten fünf Monaten dieſes Jahres ſind 
gegenüber dem haushaltsmäßigen Doranfchlage 2,5 Milliarden 


und Fähren, des Tarif- und Enteignungsweſens, der Elektri⸗ 
zitätswirtſchaft, Kraft⸗ und Luftfahrt, der Kleinbahnen uſw., 
alfo die preußiſche Verkehrsverwaltung, zufiel. Das 
Landesgewerbeamt wurde durch Gründung einer zweiten 
Abteilung für Handwerks⸗ und Genoſſenſchaftsweſen um- 
geſtaltet. Eine Neuorganiſation der Handelskammer, die der 
nächſte Miniſter, Siering, fortſetzte, gab den „Induſtrie⸗ und 
Handelskammern“, wie fie jetzt hießen, neue Aufgaben und 
eine Ausdehnung ihrer Selbſtverwaltung. In die Amtszeit 
Sierings fiel der Ruhrkampf mit feiner ungeheuren Wirt- 
ſchaftserſchütterung. Die ſtaatlichen Bergwerke wurden von 
der Hoheitsverwaltung getrennt durch die Gründung der 
Preußiſchen Bergwerks⸗ und Hütten A.⸗G. (Preußag), der 
unter ſeinem Nachfolger in Weſtfalen die Hibernia und die 
Bergwerks A.⸗G. Recklinghauſen folgten. 1922 wurde das 
Grubenſicherheitsamt geſchaffen, das fih ausſchließlich mit 
der Unfallverhütung und dem Rettungsweſen im Bergbau zu 
befaſſen hat. Aus der ſonſtigen Verwaltung iſt zu erwähnen 
die Einrichtung der Luftbildſtelle und vor allem der Hafen- 
ausbau in Königsberg, Stettin, Flensburg, Weſermünde, 
Harburg und Emden. 

Seit Februar 1925 iſt der jetzige Miniſter Dr. Schreiber 
im Amt. Die unter Miniſter Sydow begonnene Beteiligung 
des Staatsbergbaues bei der Rheinſchiffahrt hat eine Kon- 
ſolidierung erfahren, die in dieſem Jahre zum Abſchluß einer 
Betriebsgemeinſchaft mehrerer Schiffahrtsgruppen führte. In 
verſchiedenen Landesteilen, die durch die Rückwirkungen des 
Friedensſchluſſes Not litten, mußten Notſtandsmaßnahmen 
durchgeführt werden; jo in OGberſchleſien, in Waldenburg, im 
Sahn- und Dillgebiet und anderwärts. Die neue Arbeits⸗ 
gerichtsbarkeit wurde in Preußen durchgeführt. Ganz neue 
Wirtſchaftszweige, wie die Gasfernverſorgung, erforderten 
die Mitarbeit des Miniſteriums. Das Berufs- und Fachſchul⸗ 
weſen hat erhebliche Fortſchritte gemacht, die Fahl der Schulen 
hat ſich auf 2500, die der Schüler auf 880 000, die der Lehrer 
auf 5200 vermehrt. Die Entfaltung der Elektrizitätswirtſchaft 
des preußiſchen Staates, ihre Einigung mit derjenigen des 
Reiches und der gemiſchtwirtſchaftlichen Unternehmungen in 
Rheinland⸗Weſtfalen ift das Werk Dr. Schreibers. Ebenſo 
iſt es gelungen, in den Hafenfragen um Hamburg eine 
Verſtändigung zu erzielen, die eine Verwaltung dieſes wich⸗ 
tigen Platzes bezweckt, ſo, als ob keine Landesgrenzen vor⸗ 
handen wären. In ähnlicher Weiſe hat ſich das Miniſterium 
in den Dienſt der Förderung der Zuſammenarbeit der Inter⸗ 
eſſenten bei Kraft- und Flugverkehr geſtellt und in der Sozial⸗ 
politik die Mitverantwortung der Arbeitnehmerſchaft in 
Arbeitsſchutz und Betriebskontrolle, z. B. bei der Dampf⸗ 
keſſel⸗ und Grubenüberwachung, vorangebracht. Den beſonderen 
Sweden des Mittelſtandes in Handwerk und Einzelhandel 
dient jetzt eine Unterabteilung der Gewerbeabteilung. Die 
Arbeiten für Technik und Verkehr ſind immer ſtärker in den 
Vordergrund getreten. So kann man ſagen, daß die zunehmende 
Bedeutung der Wirtſchaftsfragen für den Wiederaufſtieg 
Deutſchlands immer mehr dem Preußiſchen Bandelsminiſterium 
ſeinen Charakter und ſeine Stellung gegeben hat. 


Zur Zeitgeſchicheee 


Steuern mehr eingekommen. Eine Senkung des allgemeinen Preis⸗ 
niveaus und damit Verbilligung der Produktion ſowie Senkung 
der Steuerlaſt, das ſind die gleichen Probleme, die zur Feit auch 
die franzöſiſche Wirtſchaft beſchäftigen, wie ſie bei uns an der 
Tagesordnung ſind. Wenn auch Frankreich eine Arbeitsloſigkeit 
nicht kennt, ſo fürchtet man doch bei einer weiteren Fortdauer der 
ſchlechten Lage des Außenhandels eine entſprechende negative Rüde 
wirkung auf die Induſtrie und damit auf den Arbeitsmarkt. Einer 
Preisſenkungsaktion ſteht nun aber eine Reihe von Binderniſſen 
im Wege, ſo einmal die in Ausſicht genommene Einführung der 
Sozialverſicherung, die, wenn ſie auch in weſentlich beſcheidenerem 
Ausmaße wie bei uns in Deutſchland beabſichtigt iſt, doch eine ge⸗ 
wiſſe finanzielle Belaſtung von Unternehmerſchaft und Arbeiter⸗ 
ſchaft darſtellt. Ferner iſt zum 1. Juli ein neues Mieterſchutzgeſetz 
in Kraft getreten, das eine fühlbare Erhöhung der Mieten mit ſich 
bringt. Was nun die Steuerſenkungsaktion anlangt, ſo iſt zwar 
für das neue Budget ein Steuerabbau im Geſamtbetrage von 
1,5 Milliarden vorgeſehen, der aber von der franzöſiſchen Induſtrie 
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als völlig unzureichend angeſehen wird. Es ik auch zu bedenken, 
daß natürlich die Preisſteigerung auch Gehaltserhöhung für die 
Beamten und Erhöhung der Sachausgaben der Staatsverwaltung 
nach ſich zieht, ſo daß hier einer Ausgabendroſſelung eine natürliche 
Grenze gezogen iſt. Genau wie bei uns, ſo trägt man ſich auch 
jenſeits des Rheines mit allerlei Plänen der Ausfuhrförderung 
und hat kürzlich eine große Zentralorganiſation der franzöſiſchen 
Auslandspropaganda in Gemeinſchaft mit den Fremdenverkehrs⸗ 
und ſonſtigen Außenhandelsorganiſationen ins Leben gerufen. In 
dieſes Kapitel gehören auch der Ausbau und die Moderniſierung der 
franzöſiſchen Häfen, die vor allem auf Reparationskonto vor- 


genommen werden ſollen und für die der franzöſiſche Staat einen 


Geſamtkredit von über 5 Milliarden in Ausſicht genommen hat. 
Wenn es auch nicht zu leugnen iſt, daß im normalen Auf und Ab 
der wirtſchaftlichen Konjunktur Frankreich genau wie jedes andere 
Land Spannungen ſeiner Wirtſchaft durchmacht, Spannungen, die 
eben in Ei Linie eine Folge der Stabilifierung der Währung und 
der Angleichung an das Weltmarktniveau find, fo darf doch nicht 
außer Betracht bleiben, daß die franzöſiſche Wirtſchaft weitaus 
reicher dotiert iſt als die deutſche. Ganz im Gegenſatz zur deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft iſt doch die franzöſiſche in der Lage, das Defizit 
der Handelsbilanz auszugleichen und überzukompenſieren mit den 
Einnahmen beiſpielsweiſe aus dem Fremdenverkehr. Auch kennt 


die franzöſiſche Wirtſchaft nicht entfernt die Schwierigkeiten der 


deutſchen Kapitalverforgung, denn im Grunde genommen verfügt 
Frankreich doch heute bereits über erſtaunlich große Mengen von 
Eigenkapital. 


Neuwahlen in Holland. 


Am 1. Juli haben die regelmäßigen, alle vier Jahre fälligen 
Wahlen zur Zweiten Kammer der Niederländiſchen Generalftaaten 
ſtattgefunden. Die Erſte Kammer wird erft ſpäter von den Pro- 
vinzialräten der elf Provinzen gewählt, während die 100 Abgeord- 
neten der Zweiten Kammer aus allgemeinen, direkten und geheimen 
Wahlen hervorgehen. Seit 1917 beſteht das allgemeine, ſeit 1918 
das Verhältnis, feit 1919 das Frauenwahlrecht; das paſſive be⸗ 
ginnt bei 50, das aktive bei 25 Jahren, und zwar als Wahlpflicht, 
deren Unterlaſſung mit 5 Gulden Strafe belegt wird. Infolge⸗ 
deffen hat Holland eine Wahlbeteiligung von 90 v. H. bei 50 v. H. 
Wahlberechtigten feiner 2 Millionen Einwohner. Die Fahl der 
Wahlberechtigten tft feit 1925 um etwa I%' v. H. auf 3 828 505 
geſtiegen. 

Der diesmalige Wahlkampf ſtand nicht im Zeichen beſonders 
umſtrittener Ziele. Bolland ift nicht nur vom Kriege ſelbſt, fon- 
dern auch von ſeinen wirtſchaftlichen Nachwirkungen verſchont ge⸗ 
blieben, die andre neutrale Staaten betroffen haben. Das Ergebnis 
der Neuwahlen weicht denn auch nicht weſentlich von dem des 
Jahres 1925 ab, läßt aber zunächſt die Frage ungeklärt, ob das 
„außerparlamentariſche“ Kabinett W. de Geer, das, ſeit März 1926 
am Ruder, am Vorabend der Wahl demiſſionierte, durch ein parla- 
mentariſches erſetzt werden kann, das fih auf eine Mehrheits⸗ 
koalition ſtützt. 


Hollands Wahlverfahren und Parteiweſen erſcheinen auf den 


erſten Blick verworrener und komplizierter, als ſie es in der Tat 
ſind. Während in der Zweiten Kammer kaum zwölf Parteien ver⸗ 
treten find, von denen nur etwa ſechs Bedeutung haben, war es 
möglich, bei den Wahlen 1921 nicht weniger als 53, 1924 immerhin 
35 und diesmal 57 Parteiliſten 5 bereits 25 Wahl- 
berechtigte eines Bezirks dürfen eine eigene Liſte vorlegen. Ferner 
verwiſchen die hiſtoriſchen Namen der Parteien vielfach die gel- 
tenden politiſchen Ziele, wenn auch der Gegenſatz zwiſchen Katho⸗ 
liken und Proteſtanten, in Nachwirkung der langen Furückſetzung 
der erſteren Konfeſſion, ſtark ins Gewicht fällt. 

Die größten Parteien find die Römiſch⸗katholiſche Staats ⸗ 
partei ſowie die Sozialdemokratie, die beide ihre 50 bzw. 24 Man⸗ 
date bewahrt haben; fie entſprechen dem Zentrum und der Sozial- 
demokratie (wenn man fie wie ſämtliche holländifche Parteien, mit 
Ausnahme der Kommuniften, gegenüber den entſprechenden deut- 
ſchen etwas nach rechts rückt), nur daß die erſtere bis jetzt jede 
Fühlungnahme mit den Sozialdemokraten, die ihr zu einer Re- 
gierungsmehrheit verhelfen könnte, Be abgelehnt hat. Die Kal- 
viniſten haben fih als Antirevolutionäre (unter Colijn) in eine 
konſervative und als Chriſtlich-hiſtoriſche Union (auch Demo- 
kraten FR in eine freifonfervative Richtung gefpalten, 
jene hat von ihren 15 Sitzen einen verloren, dieſe ihre elf un⸗ 
geſchmälert bewahrt. Der Freiheitsbund oder die Liberale Staats- 
partei entſpricht als Vertreterin des Unternehmertums bei frei⸗ 
händlerifchen Grundſätzen etwa der Volkspartei und hat von ihren 
neun Mandaten ebenfalls eins eingebüßt, während der Sreifinnig« 
demokratiſche Bund (Demokraten mit Hinneigung zur Sozialdemo⸗ 
kratie) feine ſieben Abgeordneten behält. Die Kommuniſten ziehen 
flatt mit einem jetzt mit zwei Vertretern, die fih jedoch feindlich 
gerichtet gegenüberſtehen, in die Kammer ein. Der Reſt wird 
wiederum von Splitterparteien, wie von Proteſtantiſch- orthodoxen, 
Katholifcher Volkspartei, Bauernpartei beſtritten. 
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Da für den Zufammenfchluß von Römiſch⸗katholiſchen und 
Sozialdemokraten keine Ausſichten beſtehen, fragt fih, ob die 
Rechtsparteien, Römiſch⸗katholiſche, Antirevolutionäre, Chriſtlich⸗ 
hiftorifche mit zuſammen 55 Abgeordneten — fih nicht wieder zu 
einer Mehrheit zuſammenfinden werden. Das war nach den 
Wahlen 1925 unter Colijn der Fall geweſen, das Bündnis brach 
aber an den konfeſſionellen Gegenſätzen zuſammen, als ſich 
52 Stimmen für die Streichung der Niederländiſchen Geſandtſchaft 
beim Vatikan (die jetzt vielleicht wieder eingerichtet werden dürfte) 
fanden. An Stelle des Kabinetts Colijn trat dann eben 1926 das 
de Geers, das ſich zwar auf dieſelben Parteien ſtützte, aber nicht 
aus aktiven Parlamentariern beſtand. Auch dieſe Regierung wird 
in ihrer bisherigen Form nicht zurückkehren. Der Außenminiſter 
Beelaerts van Blokland, der van Karnebeek erſetzt hatte, gilt als 
durch die Utrechter Dokumentenfälſchung kompromittiert, der Kolos 
nialminiſter Koningsberger {heint dem Zwifchenfall auf Cuaragao 
nicht gewachſen geweſen zu ſein. Solange die Abneigung der 
Römiſch⸗katholiſchen, mit den Sozialdemokraten und Freiſinnigen 
Demokraten zuſammenzugehen, beſteht, ſolange ſie ſich nicht auf ein 
demokratiſches Reformprogramm, wie es ihnen ſeinerzeit der 1926 
mit der Regierungsbildung beauftragte Demokratenführer Marchant 
vorlegte, mit den beiden Linksparteien einigen können, muß mit 
Fortſetzung des feit 1888 geſteuerten Kurfes der niederländiſchen 

litik gerechnet werden, der ſtets chriſtliche erungen aus den 
ömiſch⸗katholiſchen und den beiden kalviniſtiſchen Rechtsparteien 
ans Steuer gebracht hatte. 

Belanglos für die Außenpolitik ift diefe Entwicklung keines ⸗ 
wegs. Nicht nur haben maßgebende Perſönlichkeiten der hollän⸗ 
diſchen Politik bei den Verhandlungen und Aufträgen des Dölfer- 
bundes oft eine maßgebende Rolle geſpielt. Holland ſelbſt hat mit 
Belgien die Scheldefrage, mit ſeinen Kolonien die Selbſtändigkeits⸗ 
beſtrebungen der Eingeborenen irgendwie zu regeln. Und ſchließlich 
haben die Sozialdemokraten und Demokraten die Abrüſtung auf ihr 
Programm geſetzt. 

Die größte Wahrſcheinlichkeit beſteht abermals für ein außer⸗ 
parlamentariſches Kabinett unter Colijn, bei dem allerdings die 
belgiſchen Anſprüche auf eine Löſung der Scheldefrage wenig Ent⸗ 
gegenkommen finden dürften. 


Die Überbrückung des Kleinen Belt 
und ähnliche Projekte. 

ugleich mit der Frage der Untertunnelung des Armelkanals 
zwiſchen Dover und Calais find auch in Nordeuropa ähnliche 
Projekte wieder akut geworden. Es handelt fih um die Über- 
brüdung des Kleinen Belt ſowie um die Untertunnelung des 
Großen Belt und des Oereſund. Das am weiteſten vorgeſchrittene 
dieſer Projekte iſt die Überbrückung des Kleinen Belt zwiſchen 
Jütland und der Inſel Fünen. Es wird in allernächſter Zeit ſchon 
Wirklichkeit werden, nachdem das däniſche Miniſterium der öffent- 
lichen Arbeiten vor kurzem das entſcheidende Wort hierüber ge- 
ſprochen hat. 

Die geplante Brücke wird an die Stelle der bisherigen Eifen- 
bahnverbindung bei Fredericia treten. Sie wird den Belt ſüdlich 
von dieſer bel Middelfart überſchreiten und außer einer zwei- 
gleiſigen Eiſenbahn noch eine Straßenfahrbahn enthalten. Ihre 
Tänge wird von Ufer zu Ufer gemeſſen 825 m, mit den beiden Dor- 
landbrüden nicht ganz 1200 m betragen, ihre Form, die einer 
Brücke mit hohen Pfeilern und weitgeſpannten Überbauten fein. 
Diefe Form iſt gewählt worden mit Kückſicht auf die großen 
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der Arbeiten 
iſt neben einer däniſchen Firma den deutſchen Firmen Grün 
& Bilfinger in Mannheim, Friedrich Krupp A.-G., Friedrich ⸗ 
Alfred⸗Zütte in Rheinhauſen und der Brückenbauanſtalt Louis 
Eilers in Hannover-Herrenhauſen übertragen worden. 

Bei der Überbrückung des Kleinen Belt wird alſo die deutſche 
Induſtrie in geradezu entſcheidender Weiſe vertreten ſein, eine 
Tatſache, die als unbedingter Erfolg der deutſchen Induſtrie ges 
wertet werden muß. Dieſer Erfolg iſt um fo größer, als die Der- 
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gebung der Arbeiten auf Grund internationaler Ausſchreibungen 
und eines Gutachtens einer internationalen Kommiſſion erfolgt iſt, 
die vom däniſchen Miniſterium der öffentlichen Arbeiten mit der 
Prüfung der aus den verſchiedenſten Ländern, beſonders auch aus 
Frankreich, England und Amerika eingegangenen Angebote und 
Baupläne beauftragt war. Don allen dieſen Angeboten haben fih 
die deutſchen ſchließlich doch als die beſten erwieſen. i 

Die Frage der Untertunnelung des Großen Belt zwiſchen der 
Inſel Fünen und der Inſel Seeland und die des Gereſund zwiſchen 
dieſer und Schweden ſſt bereits verſchiedentlich in der Offentlich⸗ 
keit erörtert worden. Wirklich aktuell iſt ſie jedoch erſt in dieſem 
Winter durch die ſtarke Dereifung der däniſchen Gewäſſer geworden, 
die wie zwiſchen Warnemünde und Gjedſer und zwiſchen Saßnitz 
und Trälleborg jo auch hier große Derkehrsſchwierigkeiten zur Folge 
hatte, Trotzdem dürften die Tunnelbauten heute noch ſehr weit 
von ihrer Verwirklichung entfernt fein angeſichts der techniſchen 
Schwierigkeiten, die ihrer Ausführung entgegenſtehen. Trotzdem 
aber ſind die Pläne nicht unintereſſant einmal rein techniſch und 
verkehrstechmiſch, dann aber auch als Zeichen des fih unter den drei 
nordiſchen Ländern immer ſtärker regenden Bewußtſeins ihrer 
Zuſammengehörigkeit und Verbundenheit. H. R. 


Sozialverſicherung oder Sparzwang: 


Als Bismarck vor etwa 40 Jahren den Grundſtein zu dem 
ſtolzen Gebäude der deutſchen Sozialverſicherung legte, da wurde 
von grundſätzlichen Gegnern des Derficherungsgedantens die Bes 
fürchtung geäußert, die Sozialverſicherung werde den Selbſt⸗ 
erhaltungstrieb und den Arbeitswillen lähmen, den Sparſinn töten 
und die Wirtſchaft in ihrem Konkurrenzkampf auf dem Weltmarkte 
ſchwer behindern. Dieſe Befürchtung bat ſich als ungerechtfertigt 
erwieſen. Die deutſche Wirtſchaft nahm einen beiſpielloſen Auf- 
ſchwung, während die Sozialverſicherung auf weitere Gebiete und 
5 ausgedehnt und in ihren Aufgaben und Leiſtungen 
mmer mehr ausgebaut wurde. Sicherlich war alfo die Sozial 
verſicherung vor dem Kriege kein Hindernis für den wirtſchaftlichen 
Fortſchritt. Es liegt vielmehr der Gedanke recht nahe, daß umge⸗ 
kehrt die Sozialverſſcherung ihr gut Teil zu dieſem wirtſchaftlichen 
Aufſchwung beigetragen hat; gibt es doch nicht nur eine Waren», 
ſondern auch eine enſchenökonomie. Beide ſind nicht möglich 
ohne Rückſicht auf möglichſte Pflege der Arbeitskraft und die 
Erhaltung ihrer Leiſtungsfähigkeit. 

Der Weltkrieg und ſeine Folgen ſtellten die Sozialverſicherung 
vor neue gewaltige Aufgaben. Geſundheit und Arbeitskraft weiter 
Dolfsfreife war geſchwächt oder gefährdet, das Verſicherungs⸗ 
wagnis wurde wegen der Verſchiebung des Mitgliederbeſtandes von 
den jüngeren nach den älteren Jahrgängen ungünſtiger, dazu kam 
der Derluft des Vermögens der Verſicherungsträger durch die Jn- 
fiction. Um der neuen Lage entſprechend dem Fortſchritt der 
ſozialpolitiſchen Idee Rechnung zu tragen, war in den Nachkriegs⸗ 
jahren auf dem Gebiet der Sozialverſicherung eine Fülle geſetzgebe⸗ 
riſcher und organiſatoriſcher Arbeit zu leiſten. Es liegt in der 
Natur der Sache, daß hierbei, insbeſondere über die auf einen 
weiteren Ausbau der Verſicherung abzielenden Maßnahmen, häufig 
Meinungsverſchiedenheiten entſtanden und daß ferner — namentlich 
nach der ni ſtünde n neuer Geſetze auf verſicherungsmäßigem 
Neuland — Mißſtände und Mißbräuche hervortraten, die zu Kritik 
Anlaß gaben. In jüngſter Jett hat diefe Kritik neue Formen ans 
genommen, indem von gewiſſer Seite nicht nur Einzelheiten be⸗ 
mängelt werden, ſondern das ganze Syſtem unſerer Sozialverſiche⸗ 
rung verworfen wird. Es wird behauptet, die Derficherung leiſte 
nicht genug für ihre Mitglieder, ſie enteigne ſie materiell, ſchaffe 
eine künſtliche Rentenbegehrlichkeit und führe fo zum moraliſchen 
Zufammenbruc der Arbeitnehmerſchaft. Deshalb müſſe das ganze 
Syſtem mit feinen hohen unproduktiven Verwaltungskoſten radikal 
beſeitigt und durch ein beſſeres erſetzt werden. Als Erſatz für die 
Soztalverfiherung, namentlich für die Kranken-, Invaliden⸗, Ange 
ſtellten⸗ und Arbeitsloſenverſicherung, wird die Schaffung von 


Georg Kerschensteiner / 
Von Dr. Pa 


Rückſchauend auf feine eigene Jugendzeit ſchreibt Kerfchen- 
feiner in dem Bändchen „Autorität und Freiheit“ das in der 
Sammlung entſchiedener Schulreformer erſchienen ift (1924), die 
charakteriſtiſchen Sätze: „Es gibt Menſchen, die ſtürmen müſſen, das 
mit Feſtungen fallen. Das tft der Drang der Jugend. Auch ich 
war einſt unter den Stürmern geſtanden. Jetzt blicke ich auf ein 
langes pädagogiſches Leben zurück. gwar habe ich mich nie dazu 
verftehen können, zu geftatten, daß mir jemand Waſſer in meinen 
Wein ſchüttet; aber ich trinke den Wein jetzt beſonnener als vor 
dreißig oder vierzig Jahren.“ Dieſe Feſtſtellung bedeutet keinen 
Verzicht, fie offenbart nur die ſchmerzliche Notwendigkeit, ſich mit 
den gegebenen Verhältniſſen abfinden zu müſſen, um das große Ziel 
nicht aus den Augen zu verlieren. 


„Sozialgemeinſchaften“ und die Einführung eines Sparzwanges vor⸗ 
geſchlagen, dem alle lohn- und einkommenſteuerpflichtigen Perſonen 
unterworfen werden ſollen. 

Bet der Beratung des Haushaltes feines Miniſteriums im 
Reichstage hat Reichsarbeitsminiſter Wiſſell kürzlich Anlaß ges 
nommen, fih mit dieſen Angriffen und Vorſchlägen auseinander- 
zuſetzen. Er betonte mit Recht, daß das Gebäude unſerer Sozial ⸗ 
verſicherung viel zu feſt gefügt iſt, als daß man wegen dieſer An⸗ 
griffe gegen ihre Grundmauern um ihren Beſtand beſorgt ſein 
müßte. Der Miniſter wies darauf hin, daß der Gedanke der Sozial⸗ 
verſicherung, der urſprünglich allein in Deutſchland ſeine praktiſche 
Verwirklichung gefunden hatte, im Laufe der Zeit zum europäiſchen 
Gemeingut geworden iſt. Auch das Anwachſen der ſozialen Aus- 
gaben nach dem Kriege iſt nicht etwa auf Deutſchland beſchränkt. 
Beträgt doch 3. B. in England der Durchſchnitt der ſozialen Aus⸗ 
gaben in den Jahren 1925 bis 1927 etwa das ſechsfache der Dor- 
kriegsausgaben. In der Tat hat ja die deutſche Sozialverſicherung 
in üngeahntem Maße Schule gemacht, und es gibt wohl nur noch 
wenige europäiſche Länder, die ohne Soztalverficherung auskommen 
zu können glauben. Gerade in den letzten Jahren hat die Dt 
Krantenverficherung als Muſter zu einem Internationalen Arbeits- 
übereinkommen gedient. Wäre das alles wohl möglich geweſen, wenn 
wirklich fo ſtarke grundſätzliche Bedenken gegen unfer Derficherungs- 
ſyſtem gerechtfertigt wären? 

Gewiß, Mißſtände und Mißbrauch ſind bei einer ſo gewaltigen 
Organiſation wie der Sozialverſicherung nicht ausgeſchloſſen. Man 
muß verſuchen, hier Rn zu La en, ſoweit das nur irgend 
möglich iſt. Aber iſt die Möglichkeit des Mißbrauchs eine Eigen⸗ 
art gerade der Sozialverſicherung? Iſt etwa die Privatverſicherung, 
find denn die Mittelſtandskaſſen frei von Mißbrauch Iſt dort die 
Verwaltung billiger? Auch die Zwangsſparkaſſen würden ja eines 
umfangreichen Derwaltungsapparates bedürfen und Koften ver- 
urſachen. Dabei würden fih aber die Koften der Zwangsſparkaſſen 
in einem weſentlichen Punkte von denen der Sozialverſicherung 
unterſcheiden: Die Sparkaſſen könnten nicht jene gewaltigen Lei⸗ 
ſtungen auf ſozialhygieniſchem Gebiete bewirken wie die Derfiche- 
rungsträger, die freilich in ihren Auswirkungen rein rechneriſch 
nicht erfaßt und gewogen werden können. 

Es iſt auch ein Irrtum zu glauben, die Sozialverſicherung ſei 
— im Gegenſatz zur Fwangsſparkaſſe — reine Staatshilfe. Die 
Sozialverſicherung ift vielmehr Selbſthilfe; der Verſicherungsbeitrag 
Be aus dem Lohn. Großbetrieb und reiner Geldlohn haben den 

tbeiter in eine unſichere und wechfelvolle Lage gedrängt. Er ber 
darf, wenn er nicht ſchutzlos den Wechſelfällen des Lebens, wie 
Krankheit, Arbeitsloſigkeit und Invalidität, ausgeſetzt fein fol, 
eines Rüdhaltes bei einer ſtarken Organiſation. In der Sozial« 
verſicherung bemißt fich der Beitrag nach dem durchſchnittlichen 
Riſiko und wird ein Ausgleich geſchaffen, indem der Stärkere für den 
chwächeren, der Glücklichere für den Unglücklicheren eintritt. Wenn 
der Arbeitnehmer die Gewißheit hätte, daß er und ſeine Familie 
dauernd von ernſter Krankheit und von längerer Arbeitsloſigkeit 
verſchont bleiben würde, dann könnte ein ſyſtematiſches Sparen 
ihm vielleicht einen Erſatz für die Sicherung bieten, die die Der- 
en durch die Altersverforgung gewährt. Da dieſe Gewißheit 
ber leider nicht beſteht — lehrt doch die Erfahrung, daß im Durch⸗ 
ſchnitt der Arbeiter alle zwei Jahre für 24 Tage krank und arbeits⸗ 
unfähig wird, von der Gefahr der Arbeitsloſigkeit zu 
ſchweigen —, ſo würde der Sparzwang nur zu häufig verſagen, 
namentlich dann, wenn der Sparer nach langer Krankheit vorzeitig 
invalide wird. Statt der Derficherungsgemeinfchaft müßte die 
Armenpflege je feiner annehmen. Nur in der Derficherung kann 
der auch ethijch fo wertvolle Solidaritätsgedanke fich lebendig und 
fruchtbar auswirken, den ein Syſtem, bei dem jeder nur für ſich 
ſelber ſpart, töten müßte. Darum kann die Antwort auf die Frage: 
Derficherung oder Sparzwang nur lauten: Derfichern, und wenn 
dem einzelnen nur irgend die Möglichkeit dazu gegeben iſt, dann 
auch ſparen! 


(Zu seinem 75. Geburtstag am 29. Juli.) 
ul Herzog. 


Dieſes Fiel aber war die Erweckung und Bildung aller 
brauchbaren Kräfte und Fähigkeiten im jugendlichen Menſchen. 
Darum konnte er in bewußtem Gegenſatz zur humaniſtiſchen Bil- 
dungslehre den Satz aufſtellen: „Der Weg zum idealen Menſchen 
führt nur über den brauchbaren Menſchen.“ In der preisgekrönten 
Schrift „Staatsbürgerliche Erziehung der deutſchen Jugend“ aus 
dem Jahre 1901 gab er der ſtaatsbürgerlichen Erziehung den 
Vorzug vor dem n Erziehungsideal: „Erziegen wir 
gute Staatsbürger, ſo erziehen wir ſtets auch gute Weltbürger.“ 
In ähnlichem Sinne hatte jhon Fichte gesprochen. 
Überhaupt ift Kerjchenfteiners Pädagogik nicht fo traditionslos, 
wie man oft hinzuſtellen beliebte. Seine Hinneigung zum poi 
tivismus entſpricht nur dem realiftifchen Zug feines Denkens. Auch 
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Peſtalozzi war in dieſem Sinne Realift. 
uneigennützige und planloſe Liebe zur Jugend gemein: 
meine Schüler und war ſelig mit ihnen, und 
meine Schüler erwiderten meine Liebe. Das 
genügte!“ Und an anderer Stelle: „Ich liebte 
den Verkehr mit der Jugend außerordentlich. 
Meine glücklichſten Stunden waren immer die 
Stunden meines Unterrichts, den ich nicht nur in 
der Schule in Mathematik erteilte, ſondern auch 
auf dem Eiſe beim Schlittſchuhlaufen, im Waſſer 
beim Schwimmen, auf den Wanderungen durch 
die Berge und Wälder, auf den Turnſpiel⸗ 
plätzen... Mein ſtändiger außerſchulicher Der- 
kehr mit den Schülern lehrte mich ihr wahres 
Weſen beſſer kennen als der mathematifche Unter⸗ 
richt. Ich war außerhalb der Schule ihr reifer 
und feſtgewordener Kamerad und ihr fröhlicher 
Spielgenoſſe.“ 

Kerſchenſteiner wurde als Sohn eines ver⸗ 
armten Kaufmanns am 29. Juli 1854 geboren. 
Ein Freund der Familie, der Domkapitular 
Rampf, wollte ihn zum Theologieſtudium bewegen. 
Aber dazu reichten die Mittel nicht aus. Nach 
Abſolvierung der Präparandenanſtalt zu Freiſing 
wurde er Volksſchullehrer. Aber ſchon nach zwei⸗ 
jähriger Tätigkeit nahm er ſeine Studien 


Blick in die Bücher 


Ein unentbehrliches Buch über Derfailles, 

In Heft 12 des „Heimatdienſt“ haben wir abgedruckt, was der 
Reichskanzler Hermann Müller über die graufame Stunde der 
Unterſchrift in Derfailles erzählt. Das Buch „So war es in Der- 
failles“ (Derlag J. H. W. Dietz, Berlin), in dem dies zu leſen ift, 
ſchrieb Victor Schiff, der Außenpolitiker des „Vorwärts“, da⸗ 
mals journaliſtiſcher Begleiter unſerer Delegation. Auf 200 Seiten 
ſtellt er dar, mit welcher Energie gegen das Derfailler 
Diktat gekämpft worden iſt, wie wirklich alles verſucht worden 
ift, das Ungeheuerliche vom „ Volke fernzuhalten. Dieſe 
Darſtellung des deutſchen Kampfes gegen den Friedensvertrag, 
die Schiff aus intimer Beobachtung der Vorgänge heraus ſchreibt 
und bei der er fih (dort, wo er nicht Zeuge war) von klaſſi⸗ 
ſchen Tatzeugen, von Hermann Müller, von Otto Landsberg 
und Friedrich Stampfer unterſtützen läßt, iſt zugleich eine vortreff⸗ 
liche Widerlegung all derer, die auch den diesjährigen 28. Juni nicht 
vorübergehen laſſen wollten, ohne die Männer, die vor zehn Jahren 
das furchtbare Handwerk dieſes Vertragsabſchluſſes ausüben mußten, 
als leichtfertig und verächtlich zu brandmarken. Was dieſe Männer, 
geführt von Brockdorff⸗Rantzau, in jenen Wochen gekämpft und ge⸗ 
litten haben, iſt wahrlich keiner Beſchimpfung, eher eines Helden⸗ 
liedes würdig, und nicht minder verdienen die verantwortlichen 
Stellen, die dann im Gegenſatz zu unſerer Delegation, aber bezwungen 
von den Ereigniſſen und der Notwendigkeit gehorchend, den Rache⸗ 
vertrag annahmen und unterſchrieben, den Dank des Vaterlandes. 

Das grandioſe Ringen mit Clemenceau und den übrigen Dolls 
ſtreckern des Sieges begann beinahe humorvoll. Schiff zitiert das 
Telegramm, mit dem Frankreichs 3 die deutſche 
Delegation am 18. April einlud: „Der Oberſte Rat der alliierten 
und aſſoziierten Mächte hat beſchloſſen, die mit Vollmachten ver⸗ 
ſehenen deutſchen Delegierten für den 25. April abends nach Dere 
ailles einzuladen, um dort den von den alliierten und aſſoziierten 

ächten feſtgeſetzten Text der Friedenspräliminarien in Empfang zu 
nehmen.“ Schiff erzählt: „Die Reichsregierung bäumte fich gegen 
diefe Zumutung auf. Brockdorff⸗Rantzau wurde ermächtigt, eine 
Antwort nach Paris zu Übermitteln, die an Deutlichkeit nichts 
wünſchen übrig ließe. Dieſe Antwort iſt vielleicht das wihigfte 
Dokument aus der ganzen Zeit der Friedensverhandlungen. Sie lautet 
kurz, ſachlich und trocken: „Die deutſche Regierung hat die Mit⸗ 
teilung des franzöſiſchen Miniſterpräſidenten und Kriegsminifters 
vom 18. April erhalten. Sie wird die Herren Geſandten von Haniel, 
Geheimer Legationsrat von Keller und Wirklicher Legationsrat Ernſt 
Schmitt zum Abend des 25. April nach Derfailles entſenden. Die 
Delegierten ſind mit den erforderlichen Vollmachten ausgeſtattet, den 
Text des Entwurfs der cfriedenspräliminarien entgegenzunehmen, 
den ſie alsbald der deutſchen Regierung überbringen werden. Sie 
werden begleitet fein von zwei Bürobeamten, Herrn Hofrat Walter 
Reimke und Diätar Alfred Lueders, ſowie von zwei Kanzleidienern, 
Herrn Julius Schmidt und Niedeck.“ Dies Telegramm: Brockdorff⸗ 
Rantzaus erwirkte ſofort, daß Clemenceau antwortete, die deutſche 
Regierung möge Männer ſchicken, mit denen die Geſamtheit der 
Friedensfragen verhandelt werden könnte. Dies Fugeſtändnis zu er⸗ 
halten, war die Vorausſetzung der Delegation und damit die Abſicht 
des Brockdorffſchen Telegramms. Der tückiſche Plan Clemenceaus, 
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Mit dieſem hat er die 
„Ich liebte 


Transocean G. m. b. H. 
Geheimrat Prof. Georg Kerſchenſteiner 


wieder auf und wurde Gymnaſiallehrer. 1895 wurde er in die 
Münchener Schulverwaltung berufen und begann nun hier eine 
ſegensreiche Tätigkeit. Auch die Tore der Uni⸗ 
verſität öffneten ſich ihm. Staunenswert iſt die 
Arbeit dieſes Mannes, der neben ſeinem haupt⸗ 
amtlichen Beruf noch Zeit fand für phpyſikaliſche 
und mathematiſche Studien und an den ſchönen 
Künften nicht nur theoretifch, ſondern auch prak⸗ 
tiſchen Anteil nahm. Die Schule der „Neuen 
Sachlichkeit“ hat in ihm ihren theoretiſchen Be⸗ 
gründer gefunden. 

Wie tief Kerfchenfteiner im deutſchen Kul- 
turgut wurzelt, zeigt auch ſeine Auffaſſung von 
der nationalen Gemeinſchaft. Er iſt Herder 
mehr verwandt als Hegel. Nicht der Staat, 
ſondern die nationale Gemeinſchaft iſt der Träger 
abſoluter Werte: „Staatsgemeinſchaften ſind in 
der Regel Volksgemeinſchaften und als ſolche 
Wertgemeinſchaften.“ Die Kulturgemeinjchaft ift 
wichtiger als die Staatengemeinſchaft. 

Die Wirkung, die von Kerfcheniteiner aus- 
gegangen iſt, iſt unüberſehbar. Freund und 
Feind find von ihm angeregt worden. Hans 
Kirſchbaum nennt ihn einen „Ariſtalliſations⸗ 
kern der modernen Pädagogik“, der in die 
Zukunft weiſt. 


die deutſchen Abgeſandten als ſtumme Hunde vor ſich zu ſehen, war 
durchkreuzt worden. Leider konnte der Fortgang der Verhandlungen 
nicht viel ähnliche Erfolge einbringen. Aber an klarem Blick und an 
präziſer Formulierung des Urteils hat es unſerer Verſailler Dele- 
gation nie gefehlt. das Memorandum, in dem ſie ihre Meinung 
nach Abſchluß der Verhandlungen über das kaum irgendwie ver⸗ 
änderte Diktat zuſammenfaßte, läßt keinen Zweifel zu: „Die Ant⸗ 
wort der alliierten und aſſoziierten Regierungen läßt den urſprüng⸗ 
lichen Entwurf in ſeinen entſcheidenden Punkten beſtehen. Auch jetzt 
noch ſind die Friedensbedingungen unerträglich, weil Deutſchland ſie 
nicht annehmen und dabei als unabhängige, auf die Wahrung ihrer 
Ehre bedachte Nation leben kann..“ r dieſes Stadium berichtet 
in Schiffs Buch Otto Landsberg; der Abſchluß ſeiner Darſtellung iſt 
geeignet, die groteske Legende von der „verdorrten Hand“, dem be⸗ 
kannten Wort Scheidemanns, der den Kücktritt der Unterzeichnung 
vorzog, endgültig zu zerſtören. Landsberg berichtet: „Scheidemann und 
ich begaben uns aus der Sitzung unſerer Fraktion zu Ebert, um ihm 
zu erklären, daß wir unſere Haltung nicht ändern könnten und unſere 
Amter zur Verfügung ve In langer Unterredung, die auf einem 
Balkon des Weimarer Schloſſes ſtattfand, ſuchte er uns zum Bleiben 
zu beſtimmen, zuletzt, als wir feſtblieben, durch die Ankündigung, daß 
er dann gleichfalls gehe. Es gelang uns, ihn davon zu überzeugen, daß 
jeine Lage von der unſrigen völlig verſchieden fei, daß er durch die 
Annahme des Vertrages in keiner Weiſe desavouiert würde und daß 
er vor allem im Intereſſe Deutſchlands gar nicht weichen dürfe, da 
ſonſt das Chaos trotz der Unterzeichnung Über uns hereinbreche.“ Un⸗ 
vergeßlich 1 auch die Rede ſein, die der auf Scheidemann folgende 
Reichskanzler Guſtav Bauer am 22. Juni in der Nationalverfamm- 
lung gehalten hat, fie iſt einer von vielen Beweiſen dafür, daß 
weder die Sozialdemokratie noch das Zentrum, die beiden Parteien, 
die ſchließlich allein ſich bereit fanden, das Unvermeidbare zu tun 
und die Unterſchrift zu leiſten, in keinem Augenblick vergeſſen haben, 
die viel gemißbrauchten „Ehrenpunkte“ zu wahren. Guſtav Bauer 
ſagte: „In dieſer Stunde auf Leben und Tod, unter den Kanonen 
des drohenden Einmarſches, als Sprecher von Ihnen allen, von Ihren 
Sorgen und von Ihrer Empörung rufe ich, zum letzten Male in einem 


freien Deutſchland, Proteſt gegen ai Dertrag der Gewalt und der 


Vernichtung!“ Er ſchloß mit der Formulierung der Vollmacht, die 
von der Nationalverſammlung erbeten wurde: „Die Regierung der 
deutſchen Republik iſt bereit, den Friedensvertrag zu unterzeichnen, 
ohne jedoch damit anzuerkennen, daß das deutſche Volk der Urheber 
des Krieges ſei (Art. 251) und ohne eine Verpflichtung nach Artikel 
227 bis 250 des Friedensvertrages (Auslieferungsklauſeln) zu übers 
nehmen.“ Die betörten Sieger haben auf einer Unterſchrift ohne 
Vorbehalte beſtanden; ſolche Brutalität führte zu neuen heftigen Aus- 
einanderſetzungen der Parteien. Als ſchließlich auch die letzte Ders 
gewaltigung erduldet werden mußte, ſchickte der Außenminiſter der 
Regierung Bauer, der heutige Reichskanzler Hermann Müller, neunzig 
Minuten vor dem Ablauf des Ultimatums an Clemenceau ein Tele- 
gramm, das wiederum jedem Deutſchen in ewiger Erinnerung bleiben 
follte: „Die Regierung der deutſchen Republik hat aus der letzten 
Mitteilung der alliierten und aſſoziierten Regierungen mit Erſchütte⸗ 
rung gefehen, daß fie entſchloſſen find, von Deutſchland auch die An« 
nahme derjenigen Friedensbedingungen mit äußerſter Gewalt zu er⸗ 
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zwingen, die, ohne eine materielle Bedeutung zu beſitzen, den Zweck 
verfolgen, dem deutſchen Volke jeine Ehre zu nehmen. Durch einen 
Gewaltakt wird die Ehre des deutſchen Volkes nicht berührt. Sie 
nach außen gin zu verteidigen, fehlt dem deutſchen Volke nach den 
entſetzlichen Leiden der letzten Jahre jedes Mittel, Der übermächtigen 
ewalt weichend und ohne damit ihre Auffaſſung über die unerhörte 
Ungerechtigkeit der Friedensbedingungen aufzunehmen, erklärt deshalb 
die Regierung der Deutſchen Republik, daß ſie bereit iſt, die von den 
alliierten und aſſoziierten Regierungen auferlegten Bedingungen an= 
zunehmen und zu unterzeichnen.“ Hermann: Müller, der diefe Unter⸗ 
zeichnung im Spiegelſaal von Derfailles am 28. Juni 1919 neben 
Dr. Bell auf ſich nahm und der dieſen Vorgang in Schiffs Buch 
ſchildert, gibt mit einem andeutenden Hinweis auf eine Epifode in 
umfaſſender Weiſe alle ausſchlaggebenden Gründe für dieſe Unter⸗ 
ſchrift: „Wie kritiſch am Tage der Entſcheidung, am 25. Juni, die 
Lage war, läßt fih daraus erſehen, daß bereits am Nachmittag, alfo 
noch vor Ablauf des Ultimatums, bei Mannheim die Vorhut eines 
feanzöftfchen Bataillons über den Rhein geſetzt wurde, die erft auf 
Grund einer von mir ſofort nach Derfailles übermittelten Proteſtnote 
zurückgepfiffen wurde. Dieſer Vorfall zeigt, daß die Franzoſen es 
befonders eilig hatten, gerade an der Neckarlinie vorzuſtoßen, weil fie 
dort und am Main am eheſten den Keil in die deutſche Reichseinheit 
zu treiben hofften.“ Das iſt es, um was es fich bei dieſer Unterſchrift 
handelte: Die Einheit des Reiches mußte unter allen Umſtänden ge⸗ 
rettet werden. Dieſe Notwendigkeit erkannt und durchgeführt zu 
haben, kennzeichnet die olitiſche Einſicht und den ſittlichen Mut der 
änner, die vor zehn 0 Deutſchland aus der Vernichtung er⸗ 
retteten. 5 Robert Breuer. 


„Kultur und Leben im Spiegel der Dichtung.“ Ein Leſebuch für 
Erwachſene zum Gebrauch in Beamten, Berufs- und Fort⸗ 
bildungsſchulen. Herausgegeben von Erwin Boehden, 
Heinrich Heidenreih und Robert Schlömer. Verlag 
G. Winters Buchhandlung. Bremen 1928. 660 S. Preis 8 M., 
bei Sammelbezug unter Gewährung von Ratenzahlungen. 

Die Herausgeber, an Berufs- und politiſchen Fachſchulen 
amtierende Lehrkräfte, haben in dieſem Buch Dichtungen und Profa- 
ſtücke zuſammengetragen, die von dem Verhältnis des einzelnen 
zur Gemeinſchaft handeln. In 12 Büchern: Arbeit und Wirtſchaft, 
Erholung und Feiertag, Staat und Gemeinſchaft, Urieg und 
Frieden, Geſetz und Recht, Sitte und Sittlichkeit, Religion und 
Kirche, Frauenſchickſal und Frauenſchaffen, Deutſches Land und 
deutſche Art, Der Deutſche und das Ausland, Kunft und Künitler, 
Wiſſenſchaft und Weltweisheit, ſuchen fie die Hauptgebiete der 
Kultur- und Geſellſchaftskunde an Hand dichteriſcher Bekenntniſſe 


dem Leſer nahezubringen — unmittelbarer und eindringlicher, als 
die hiſtoriſche Darſtellung dies vermag. Bei der Auswahl find 
naheliegender⸗ und berechtigterweiſe die Dichter der Gegenwart 
ſtärker berückſichtigt worden, denn das Buch will in erſter Linie 
ein Lehrbuch für den werdenden Staatsbürger ſein. Es iſt vor 
allem beſtimmt für den Gebrauch in Beamten-, Berufs- und forts 
bildungsſchulen. die Wahl der Beiſpiele zeugt von einer außer⸗ 
ordentlichen Belefenheit der Verfaſſer, die Tendenz zielt über alle 
parteipolitiſchen und berufspolitiſchen Gegenſätze hinweg auf den 
Dienſt an der Volksgemeinſchaft ab. Eine große Zahl von Schwarz⸗ 
weiß zeichnungen namhafter Künftler erhöht den Reiz des auch ſonſt 
ſehr geſchmackvoll ausgeſtatteten Werkes. Rau. 


Liederbuch für Niederſachſen. Herausgegeben von Dr. F. Kolden 
wey und R. Ahrens. Heliand⸗Verlag, Bordesholm. 

Auf den nieder- und plattdeutſchen Liedern aufbauend iſt hier 
für ganz Norddeutſchland, für Schule und Wandern und — hof- 
fentlich in reichem Maße benutzt — auch für das Haus eine 
Sammlung gefhaffen worden, die das Schönſte aus alten und 
neuen deutſchen Liedern vereint. Erfreuliches Zeichen für wieder ⸗ 
kehrende wahre Geſangskultur iſt die Zunahme der altdeutſchen 
Lieder, die weder leicht zu verftehen find noch eine billige und platte 
Wirkung haben und von herber und ſchlichter Schönheit find. E. Ai. 


Staat und Klima, Don Prof. Dr. A. Burchard Bd. 5 der Welts 
politiſchen Bücherei. Berlin 1928. Sentralverlag. 

Zum erſtenmal find in dieſem Buch alle Huſammenhänge und 
Einflüſſe des Klimas auf den Staat zuſammengefaßt. Einige Ein⸗ 
wirkungen lagen ja auf der Hand und werden hier nur durch klare 
Diagramme noch einmal aufgezeigt: daß z. B. manche Kolonien 
europäiſcher Staaten ihren wichtigſten Zweck, nämlich den der Auf- 
nahme der aus der Heimat drängenden Auswanderer, nicht erfüllen 
können, eben weil das Klima einen längeren Aufenthalt von Euros 
päern verbietet. Bei aller Wichtigkeit dieſer unmittelbaren Klima» 
einflüſſe legt der Derfaffer das Hauptgewicht aber doch auf die mit⸗ 
telbaren Einflüſſe des Klimas, auf Körper und Geiſt des Einzel⸗ 
menſchen und auf die geſamte Staatsmacht. Trotzdem die Unter⸗ 
ſuchungen außerordentlich vorſichtig geführt werden und der Der- 
faſſer fih jeder nicht vollſtändig erweisbaren Hypothejen enthält, 
kommt er doch zu durchaus greifbaren Reſultaten. Nach der Lektüre 
dieſes Buches wird man bei Unterſuchungen über den Dolfsgeift 
oder auch über die dem Dolksgeiſt am meiſten entſprechende Or- 
ganifation der Staatsmacht unbedingt die Ulimaverhältniſſe als 
volks- und ſtaatsbildende Einflüſſe mit berückſichtigen müſſen. 


Mittenwald und seine berühmte Geigenbauschule. 


„Goldnes Landl“ — mit dieſer Bezeichnung pries einft der 
Volksmund Mittenwald, das inmitten einer herrlichen Landſchaft 
liegt. Mittenwald an der Jfar mit feiner Höhe über 900 m 
liegt unmittelbar am Fuße der Karwendelkette und des Wetter- 
ſteingebirges, umgeben von Laub- und Nadelholzwäldern und hat 
einen ausgeſprochen hochalpinen Charakter. 

Mittenwald iſt der hiſtoriſche Ort des Geigenbaus. Er war 
jahrhundertelang der Tranſitweg für den Handel zwiſchen dem 
Norden und dem Süden. Dort hatte man vielfach Gelegenheit, die 
italieniſchen Geigen aus der Brescianer oder Cremonenſer Schule 
kennenzulernen. Ein Bauernſohn Mathias Klo beſchloß, nach 
Padua zu gehen, um bei einem italieniſchen Meiſter die Kunft 
des Geigenbaues zu erlernen. Ganze 20 Jahre blieb er dort. Als 
er in feine Heimat zurückkehrte, ſtellte er fih zur Aufgabe, Geigen ⸗ 
bauer auszubilden. Sein Gedanke fand lebhaften Widerhall, um 
fo mehr, weil die Einwohner auf Erwerbsquellen angewieſen 
waren: Mittenwald verlor allmählich feine Bedeutung als Handels ⸗ 
punkt. Das neue Handwerk blühte, und Geſchäftsleute organifierten 
den Vertrieb. Im Jahre 1858, unter König Ludwig I., war die 
Sache ſo weit gediehen, daß man eine Geigenbauſchule gründete, um 
für das heimifche Kunſtgewerbe planmäßig friſche Kräfte ausbilden 
zu können. 

Im Jahre 1912 wurde der Schule der Charakter einer ſelbſt⸗ 
ſtändigen Fachſchule verliehen. Don nun an begann fie ihre Er- 
zeugniſſe frei abzuſetzen. Seit 1925 ſteht an der Spitze der Schule 
der Direktor Leo Aſchauer, der mit großer Liebe ſein verantwor⸗ 
tungsvolles Amt verwaltet. 

Die Schule ift für etwa 80 Schüler eingerichtet. In dieſem 
Semeſter beſuchen fie 25 Schüler; fie find aus verſchiedenen Städten 
und Ländern. Muſikaliſche Begabung, geiſtige Intereſſen und Liebe 
zum Beruf find die unbedingten Borausſetzungen für die Auf- 
nahme. Um ſeine Inſtrumente beurteilen und verbeſſern zu können, 
muß der Geigenbauer fie zu ſpielen verſtehen. Unterrichtet werden 
die Schüler in praktiſcher Arbeit, Zeichnen, Muſik und in allgemein 
bildenden en Insgefamt ift jeder Schüler 47 Stunden in der 
Woche beſchäftigt. Der Geigenbau in der Schule ift ausi hlief” 


. 


lich auf Handarbeit eingeftellt. Die verſchiedenſten Modelle 
werden verwendet. Eingehend wird Material- und Werkzeugkunde, 
Lackbereitung, Akuſtik, Geſchichte der Bogen⸗Inſtrumente gelehrt. 
Die Ausbildung iſt alſo vielſeitig. Das pädagogiſche Perſonal be⸗ 
ſteht aus acht Lehrern. Nach vierjähriger Lehre kann der Schüler 
ſeine Geſellenprüfung ablegen. Gehilfenfortbildungskurſe ermög⸗ 
lichen den Geſellen, ſich in ihrem Berufe zu vervollkommnen und 
die Meiſterprüfung abzulegen. Der Geigenbauer muß ſtets an 
ſeiner Vollendung arbeiten; denn Geigenbau iſt eigentlich kein 
Handwerk im engen Sinne des Wortes, ſondern eine Kunft. 

Alle Manipulationen der Herſtellung des Inſtrumentes werden 
in der Schule ausgeführt. Nur Ahornſtämme kommen in Frage. 
Aber einen Ahornwald gibt es nicht. Ihn erſetzt der bosniſche 
„Urwald“, wo es vielerlei Hölzer gibt. Das bejte Reſonanzholz 
kommt von dort, wo der Boden arm iſt. Auf einem eigenen Säge⸗ 
werk werden die Stämme in Diertel zerſägt. Im Holzlager 
bleiben die Tonhölzer in Licht und Luft 10, 15, 20 Jahre und noch 
länger zum Trocknen, ehe fie zur Verarbeitung kommen, da künſt⸗ 
liche Trocknung, wie ſie in den Fabriken üblich iſt, der Faſer ſchadet. 

Die Schule verfertigt jetzt 1000 Inſtrumente im Jahre. Es 
wird nur Qualitätsarbeit hergeftellt. Die Preiſe der Inſtrumente 
betragen von 56 M. an bis 200 M. Der Direktor der Schule be⸗ 
klagte ſich mir gegenüber, wie ſchwach der Abſatz ſei. Es wird der 
Schule ſchwer, der Konkurrenz 
der Fabrikproduktion ſtandzuhalten. 
Außerdem wird die Hausmuſik heute 
nicht mehr gepflegt; ſie wird durch 
Grammophon und Radio verdrängt. 
Die Schule möchte unter keinen Um- 
ſtänden die weltbekannte Mitten 
walder Geige durch billige Maſſen 
herftellung mit der Maſchine erſetzen. 
Der Leiter der Schule iſt der feſten 
Überzeugung, daß die Mafchinengeige 
mit der Handarbeit ſich gar nicht ver- 
gleichen läßt. Paul Olberg. 


—— i 
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Die Generalverſammlung der Vereinigten Krankenverfiherungs- 
Akt.-Geſellſchaft (vormals Gedevag, Kosmos und Selbſthilfe) hat 
beſchloſſen, daß für die Policen, die nach dem Gewinnbeteiligungs⸗ 
tarif abgeſchloſſen ſind und die im vergangenen Jahre die Geſell⸗ 
ſchaft nicht in Anſpruch genommen haben — 50 w. H. der Jahresprämie 
zurüdvergütet werden. Ein Verſicherter z. B., der eine Monats- 
prämie von 10 Rm = 120 RM. Jahresprämie gezahlt hat, bekommt 
demnach 60 RM. zurückvergütet. Er hat alſo in Wirklichkeit nicht 
10 RM. Monatsprämie, ſondern nur 5 RM. bezahlt. 

Bei über 10 Millionen Aktienkapital und Reſerven und bei 
einem Mitgliederbeſtand von über 425 000 marſchiert die Vereinigte 
AMrankenverſicherungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft in weitem Abſtand an der 
Spitze aller Privatkrankenverſicherungen. 

Wir verweiſen auf das Inſerat in der nächſten Nummer. 


Nur Zivil- und Staats- Beamten 
und Leuten mit jestem Einkommen 


liefern wir seit 1884 direkt ab unserer Fabrik 


Oberbetten, 


Unterbeiten, Plumeaus und Kissen 


streng diskret auf ½ Jahr Ziel, gegen monatliche Ratenzahlungen, 

erste Zahlung 1 Monat nach Lieferung zu unseren streng festen Kassa; 

preisen. Jedes Bett wird nach Wahl der Bettfedern und Stoffe für 
jeden Kunden besonders angefertigt. 


Keine billig., minderwert. Nadınahmebetien 


1. Über 400 000 Kunden in über 10 000 Städten u. Ort, 

2. Mehr als 100 000 Kunden haben zum 2. Male und öfter nach 

3. Viele Kunden schreiben, daß solch gute Betten am eigenen Platze 
zu diesen Preisen nicht zu kaufen sind. 
Obige drei Angaben sind amtlich geprüft und notariell bestätigt 


Gebr. Passmann A.-G., Köln 149 
Trierer Str. 13 


Größtes Spezialhaus Deutschlands in nur Oberbetten, Unterbetten, 

Plumeaus und Kissen. / Gegr. 1884. — Da wir weder Reisende noch 

Agenten haben, zahlen wir keine Provisionen usw. und Sie haben dadurch 

den Nutzen und außerdem Gewähr für strengste Verschwiegenheit. Be- 

stellen Sie daher in Ihrem eigenen Interesse. Muster und Preisliste 
gratis. Auch Sie werden bestimmt unser Kunde. 


42000 Bezicher 


22000 de, rührend beagen 
10 000 Lehrer aller Gattungen 


3 Auslandsdeutsche innerhalb 
Europas 
2 Prominente aus dem 
politischen, wirtschaftlichen und 
geistigen Leben 


DR 5 000 ea Konferenzzimmer, 


Weit über 


42000 Leser 


mit bestem Einkommen, und 
daher genügend kauf kraftig, 
werden vom 


Heimatdienst 


regelmäßig erfaßt 


. . TE GEER 

Bäder-, Reise-, Verkehrs- und Geschäfts- 

anzeigen haben im Heimatdienst durch- 
schlagenden Erfolg! 
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Jeulral-Berlag G. m. b. ., Berlin W 35 


Zum 10. Berfaſſungstag am 11. Auguſt 1929 
Schriften von bleibendem Wert 


Zehn Jahre Weimarer Verfaſſung. 


Die Verfaſſungs reden bei der Verfaſſungsfeier der Reichs⸗ 
regierung. Herausgeg. v. d. Reichszentrale für Heimatdienſt 

In dieſem Werk ſind die Reden geſammelt, die anläßlich der 
offiziellen Verfaſſungsfeiern der Reichsregierung von 1919—1928 
gehalten wurden. 

Das Buch iſt mehr als ein lediglich hiſtorlſches Dotu- 
ment. Gelehrte und Politiker, Männer aus den freien Berufen und 
der Verwaltung haben über Verfaſſung und Verfaſſungsgeſchichte, 
über Sinn und Bedeutung des Staatsgrundgeſetzes von Weimar 
Sedanken niedergelegt. Im Tagestrubel und im politiſchen Meinungs- 
ſtreit raſch verklüngen, bergen diefje Gedanken reiche Werte, 
die ihre Feſthaltungüber den Tag hinaus rechtfertigen, 
für den ſie geſprochen wurden. 

Was aber dieſen Reden ein ganz beſonderes Intereſſe verleiht, 
iſt dies: wie dieſe nach Herkunft, Weltanſchauung und politiſcher 
Richtung grundverſchiedenen Männer — 2 Hummel, Anſchütz, Jarres, 
Peterſen, Platz, Külz, von Kardorff, Ra u bei zum Teil kritiſch 
gefärbter Einftellung zur Weimarer Berfaſſung doch in einem Punkte 
übereinftimmen — in der Bejahung dieſes Verfaſſungs- 


wepreis: broſchlert RM. 3.—, in Halbleinen NM. 3.50 
Zum zehnten Verfaſſungslag 


Eine Materialſammlung 

Herausgegeben von der Reichs zentrale für Heimatdienſt 

Oieſe Schrift hat bereits im vergangenen Jahr in vielen Tauſenden 
ihren Weg durch Oeutſchland genommen. Gebt ift fie auf Grund 
zahlreicher Anforderungen in inhaltlich ftart erweiterter Form erſchienen. 
Sie dient vor allem dem Zweck, Schulen, Staats- und Gemeinde- 
behörden, politiſchen und berufsſtändiſchen Organiſationen Material 
zum würdigen Begehen des Verfaſſungstages an die Hand zu geben, 
darüber hinaus allgemeine Kenntnis über Verfaſſungsgeſchichte und 
Staatsbügerkunde zu vermitteln. In Form von Nedetexten, in einer 
Auswahl von Zitaten geiftiger und politiſcher Führer des deutſchen 
Volkes von 1813 bis 1929 von Gedichten und Hymnen, in einem 
kurzen Abriß der Verfaſſungsgeſchichte vom ſpäten Mittelalter bis 
zur Gegenwart glaubt biejes für den praktiſchen 
redneriſchen und publiziſtiſchen Gebrauch beſtimmte 
Büchlein feinen Zweck am wirkfamſten zu erfüllen. 


Preis: broſchiert RM. 1.— 


die Verfaſſung des deulſchen Reiches 


m. d. Anderungen bis 1928 (Textausgabe) / Preis: RM. o. 60 

Oieſe Ausgabe der „Verfaſſung“ bringt den genauen Text in zu- 
verläſſiger Durchfiht mit den Veränderungen feit 1919. Die Orud- 
legung (durch die Reihsbruderei) bietet ein äſthetiſches Satzbild, gutes 
Papier und einfachen, gediegenen Einband. 


Einführung in die deulſche RKeichsverfaſſung 


v. 11. Auguſt 1919 / Von Dr. Siegfried Berger / 40.—45. T. 
Die Wit peseefanlung ijt noch nicht fo im Volktsbewußtſein ver- 
wurzelt, wie es die politiſchen deutſchen Belange erfordern. Darum 
muß mehr als bisher die Kenntnis der Reichsverfaſſung verbreitet 
werden, und alle Seutſchen haben die Pflicht, um die ſachliche Kenntnis 
des Staatsgrundgeſetzes bemüht zu fein. Piefem Bemühen in volts- 
tümlicher Weiſe zu dienen, iſt Bergers Büchlein wohl geeignet. 
(Winiſterialblatt für die preußiſche innere Verwaltung) 
Die Schrift bedarf keiner beſonderen Empfehlung mepe. Ihre 
ftarte Verbreitung ift ein genügender Grabmeffer für ihren Wert. 
(Hamburger Eorrefponbent) 


Preis: ſteif kartoniert RM. 2.50 


Bom allen zum neuen Reich 


Kurzer Abriß der deutſchen Verfaſſungsgeſchichte 
Von Prof. Dr. A. Zorn 


In bewundernswert knapper Parftellung hat Zorn in einer 
feiner letzten Arbeiten einen Überblick über die deutſche Ber- 
faſſungsgeſchichte gegeben von den Anfängen des deutſchen Staats- 
lebens über den Weſtfäliſchen Frieden und den Wiener Kongreß zum 
Bismardreih und dem Reiche der Weimarer Verfaſſung, an dem ihm 
das Weſentlichſte ift, daß es den Grundgedanken der Bismardfden 
Schöpfung, den Staat des deutſchen Volkes, erhalten und für alle 
Zukunft geſichert hat. Für den, der einen raſchen Überblid 
über bie deutſche Verfaſſungsgeſchichte wünſcht, ift Zorn ein ſicherer 
Führer. Å (Bapresturfe, Bd. II) 

Preis: broſchiert RM. 0.60 


Schwarz-Rot-Gold in der deukſchen Geſchichte 


Kulturhiſtoriſcher Beitrag zur Flaggenfrage (mit Abbildungen) 
Von Ernft Jäger 

Es iſt lobenswert, daß ein bisher noch unbekannter junger Hiſtoriter 

die Entwicklungsgeſchichte der Farben Schwarz-Rot-Gold geſchrieben 
bat. Jäger nennt feine kleine, wiſſenſchaftlich wohlfundierte und dabei 
gut populär geſchriebene Abhandlung mit Recht einen kulturhiſtoriſchen 
eitrag zur 89 9 1988 Man wünſcht das Heft, das zudem mit 
einer Reihe ſeltener Bilder aus der deutſchen Volksbewegung geſchmückt 
iſt, in recht viele Hände. (Königsberger Hartungſche Zeitung) 


Preis: ſteif broſchiert mit dreifarbig. Umſchlag nur RM. 1.20 
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Senden Sie mir 


Ihre Adresse, 


Standuhr 


neu aus Privathand zu 
günstig. Bedingungen 
billig zu verkaufen ev. 
Ratenzahlg. Ia Werk 
nach Wunsch gebeizt 
Interessenten wollen 
bitte anfragen unter 


bis Mk. 25.-- tägl. z. E. 289 an die Anoncen- 
können sie verdienen durch | Exped. Dr. W. Setzefand, 


Heimarbeit ete. 


Berlin SW 48. 


H. Lergen, Mannheim. 3091ü-—ññ '᷑ 


Der Große 
Brockhaus 


Das größte volkstümliche 


NachschlagewerkderGegenwart W 
mit über 200 000 Stichwör- 
tern auf etwa 15 000 Seiten, 
über 17500 Abbildungen sowie 210 Karten u. Plänen. 


Wollen Sie 


Ihr altes Lexikon in Zahlung geben? 


Wollen Sie 


die durch das bandweise Erscheinen beding- 
ten günstigen Ratenzahlungen ausnützen? 


Band I und Il bisher erschienen 


Abessinierbrunnen 
kann jeder 
selbst aufstel- 
len. Manschet- 
ten u. Klappen 
sow. sämtliche 
Ersatzteile, für 
alle Pumpen 
passend, sofort 
lieferbar. 
Illustrierte Preisliste gratis. 
A. Schepmann, Pumpen- 
fabrik, Berlin N 300, Chaus- 
seestraße 88 


Km ne 


„Feine 
3 


ri 
Welnbau u. Welnkellerel 
Nierstein a. Rhein 
nh. d. F. Weingut 
Geschw. Strub). 


Thüringer muer 
Pflaumenmus 


gar. reine, zuckergestßte, 
feinste Qualität, 10 Pfund- 
EimerM.3.75ab hier Nachn. 
Otto Ritter, Pflaumenmus- 
fabrik, Schköleni. Thür, 136. 


„Diana“ Draht- 


Matratzen BrRıer marken: 


Auswahlhefte jeder Art mit sehr billigen Preisen 
stehen ernsthaften Sammlern gern zur Verfügung. 
Bestellen Sie meine Auswahlhefte. 
S. W. Hess, Frankfurt. a. M., Goethestraße 2. 


Bettstellen, Polster 
Preisliste umsonst. 
JOH. NIC. DEHLER 
Coburg 15 


Bezugsbedingungen 
bei Ihrem Buchhändler. — Reichbebilderte Bro- 
schüre „Der Große Brockhaus neu von A2“ für 


i Näheres über die vorteilhaften 


Interessenten kostenlos und unverbindlich. 


F. A.BROCKHAUS / LEIPZIG 


ADLERWERKE vonn. H| 


IEINRICH KLEYER ÆG. 


BERLIN 5.W.61 BELLE ALLIANCE STR.6. ECHE TELTOWERSTR. 


INN 
Im Heimatdienst 


laufend inserieren, heißt: 


sroßen Gewinn erzielen! 
Da 


Bettücher 


allerbestes ungeblelchtes 
Gewebe, starkfäd.,21/, mg., 
130 cm breit, ½ DOtz. M 16,— 
gesäumt, frk. Nachnahme. 
Viele Dankschreiben ! 
Paul Harries, Wäscheversd. 
Bremen C. 25, Am Deich 52. 


Die erste billige ungekürzte Volksausgabe der 
gesammelten Werke von 


Fritz Skowronnch 


Herausgegeben aus Anlaß des 70. Geburtstages des Dichters 


Sämtliche 


10 Romane 

des beliebtenHeimat- 
dichters liefern wir 
in Ganzleinen gebun- 
den auf bestem holz- 
freien Papier zum 
Gesamtpreis von 


Mk.37.50 


zahlbar auch in Mo- 
natsraten von 


orto- 
und verpackungsfrei 
10 Bände in Halb- 
leder mit Goldschnitt 
zum Preise von 


Mk. 57.50 


liefern wir gegen 
Monatsraten von 


Mk. 6.— 


Inhaltsangabe 

1. Der graue Stein. Ein Roman aus Ma- 
suren. 240 Seiten { 

2. Zertrümmerte Götzen. Ostpreußischer 
Zeitroman. 280 Seiten 

3. Der Mann von Eisen. Roman aus ost- 
preußischen Schreckenstagen. 306 Seiten 

4. Der Muckerpfaff, Roman. 252 Seiten 

5. Am Hofe des Barons. Ein lustiger 
Roman. 208 Seiten 

6. Der Wagehals. Roman. 218 Seiten 

7. Pan Kaminsky. Roman. 243 Seiten 

8. Der Polenflüchtling. Ein Roman aus 
dem Osten. 247 Seiten 

9. Die süße Not. Roman. 220 Seiten 

10. Rittergut Hohensalchow. Gutsroman. 
243 Seiten 

Jeder Band kann einzeln in Ganzleinen zum 

Preise von RM. 3.75, in Halbleder RM. 5.75 

bezogen werden. Der bisherige Anschaffungs- 

preis der einzelnen Romane betrug etwa 51 Mk. 


Deutsche Beamten-Buchhandlung 


Anstalt des Deutschen Beamten-Wirtschaftsbundes 


Bestellschein: 


Ich bestelle bei der Deutschen Beamtenbuchhandlung, Buch- 
vertrieb des Beamtenschriftenverlages G. m. b. H., Berlin SW48, 


Friedrichstr. 240-41, Abt. H, Bergmann 3850, „F. Skowronnek, Ges. Romane“ 


zum Preise von........... 


Name und Stand: 
Ort und Datum: 


gegen Monatsraten A. — der ganze Betrag — die erste 
Rate — folgt gleichzeitig — folgt auf Postscheckk 
Zentralbank, Berlin 8287 — folgt am 


o der Deutschen Beamten- 
(Erfüllungsort: Berlin-Mitte) 


Der Heimatdienſt 


onderAn 


Bouclé- 
Teppiche 


ca. 140x200 RM 31 
49 


geboft 


Axminster- Velour- 
Teppiche 8 Teppiche 


ca. 140x200 RM 38 


. 175x250 „ ” 4 1250 
„ 200x300 „ 68 7 200x300 „ 61 San 
— -~ 20 m 2502350 „ 96 “ 250x350 „121 
Kokos, Boucle, Brus- 
Unikork«, Granit=, Jaspe= sel, 1 ak Tour- 
Moiré, Tisch- und Inlaid- nay-Auslege ware u. 
LINOLEUM TREPPENLAUFER 
i Druck und Inlaid Tischdecken von RM7.— an 
Läufer. Vorlagen u. Teppiche Divandeden von . 17.— an 


EPPICH OGE 


Gegründet 1899 Berlin-Potsdamer Str. 14- NohePotsd. Platz 


Bei Barzahlung 7° Kasse-Rabatt auf Originalpreise, 
ausgenommen Linoleum- und Marken- Artikel 


Mit Geleitworten von Reichspräfident von Hind 


Die Neichsregierung hat zu dieſem Tag ein Gedenkbuch heraus- 
gegeben, das über den Anlaß hinaus dauernden Wert behalten wird. 
Es ſtellt die Neuſchöpfung des Reiches in den großen Rhythmus der 
deutſchen Geſchichte, es läßt die Stimmen der Vergangenheit ſprechen, 
einen vielſtimmigen Chor deutſchen Geiſtes und deuͤtſchen Glaubens — 
in Zeugniſſen und Zeugen des neunzehnten Jahrhunderts und unſerer 
Gegenwart tritt uns das Wachſen des politiſchen Geiſtes der deutſchen 
Nation entgegen, in mancherlei Abtönung, wie es der Vielfalt deutſchen 
Weſens a eine Abfolge von Stolz und Klage, von Mahnung 
und Zuverſicht — aus Briefen, Reden, Schriften, Gedichten, Dotu- 
menten ſind charakteriſtiſche Proben ausgewählt. Eine knappe Einleitung 


Das Erwachen der Nation 1807—1815 
J. G. Fichte, Heinrich von Kleiſt, Freiherr vom Stein, Hardenberg, 
Scharnhorſt, Gneiſenau, Blücher, Ernſt Moritz Arndt, Görres. 

Erwartung und Enttäuſchung 1815—1840 
Ludwig Uhland, Das Wartburgfeſt, Der Untertanen Pflicht, Dema- 
gogenverfolgung, Hegel, Goethe, Paul Pfizer, Das Hambacher Feſt, 
C. von Rotted, Die Göttinger Sieben. 

Vormärz 1840—1848 
Georg Herwegh, Hoffmann von Fallersleben, Friedrich Lift, Ferdinand 
Freiligrath, Ser „vereinigte Landtag“, Die badiſchen Liberalen. 

Das Jahr der Paulskirche 1848—1849 
Die Heidelberger Berſammlung, Die Paulskirche, Die Männer der 
deutſchen Nationalverſammlung, Heinrich von Gagern, Huldigung für 
Arndt, Ludwig Uhland, Friedrich Ludwig Zahn, Jacob Grimm, Karl 
Welder, Robert Blum, Jacob Venedey, Hermann v. Bederatd, Karl 
Hagen, Gabriel Rieſſer, um das Oberhaupt des Reiches, Das Ende, 
Karl Schurz. 

Hie Wege zur Einheit 1850—1870 
Preußens „Unionspolitit“, Ferdinand Laffalle, Der Oeutſche National- 
verein, Heinrich von Treitſchke, Die Idee der „Trias“, Frhr. v. Ketteler, 
Bismarck, Das Zollparlament. 

Im Kaiſerreich 1871—1914 
Der erſte Oeutſche Reichstag, Paul de Lagarde, Bismarcks Friedens- 
politit, Der „Rembrandt⸗Seutſche“, Caprivi, Bismarck nach der Ent- 


Vorzugspreis: 


Vertrauensleute der „Reichszentrale 


Hier 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil 


Unzeigenpr: 
annahme: Dr. Walter Segefand Annoncen - Expedition. Berlin SID 48, Friedrichſtr. 239. Feruruf: 55 Bergmann 6848. — 


Die S geſpaltene mm- Höhe koſtet 40 Pf. Rabatte, Beilagenpreife und 


Sedenkbuch der Reichsregierung 
zum 10. Berfallungsfag am 11. Auguff 1929 


Die Schrift umfaßt 220 Drudfeiten, 25 Bildköpfe führender Oeutſcher aus 100 Jahren deutſcher Geſchichte nach künſtleriſchen Original- 
zeichnungen, 40 Einſchaltblätter auf Kunſtdruckpapier mit etwa 100 Abbildungen nach Dokumenten, Gemälden, Akten uſw. aus der Geſchichte 
und Gegenwart des deutſchen Volkes. Es ijt ein Stück Anſchauungsunterricht, der hier erteilt wird; aus den Schätzen des Reichsarchivs werden 
wertvolle Stücke zum erſtenmal veröffentlicht. Für den geſchichtlichen und ſtaatsbürgerlichen Unterricht wird dieſes Qüellenbuch einen einzigartigen 
Wert beſitzen, darüber hinaus jedem Deutfhen lebendigſte Anregung geben, der den Gang des geſchichtlichen Werdens in der Nähe verſpuͤren will. 


Die Halbleinenausgabe koſtet 4,20. Bel Vorausbeſtellung bis 30. Juli ſind wir bereit für die Mitarbeiter und 


abtrennen: 


Wir 
Vorzugspreis von 3.— RM. zuzügl. Porto und Verpackung (0,50). Die Zuſendung (durch den Zentralſchriften⸗ 
vertrieb, Abt. vom Zentralverlag G. m. b. H. Berlin W 35) foll mit Nachnahme erfolgen — Zahlung auf Poſtſchec 78 99s Berlin 
Lieferung nach Eingang der Beftellung vom 20. Juli ab. 


= eichszen 
= 2 Hiermit beſtelle . ich Stüc 
si] Beitelljchein: = 
ie — E 
E (Zentralvexlag G. m. b. H.) geht mit Beſtellung ab. 
ort:: — —— —— — Datum: Beruf: 


emäß Preſſegeſetz: Miniſterialrat Dr. Strahl, Berlin. — f 
ſonſtige Inſertionsbedingungen laut Sat ber Anzeigenverwaltus 


Photoapparat 


auf Teilzahlung 
Nur erstkl-Marken 


erhalten Sie für nur 


Verlangen Sie sofort 
unseren Photo- 


Spezial-Katalog 


u Abt. He, Berin W60, dacht. 


enburg und Reichskanzler Herm. Müller 


gibt den einzelnen Stücken die geſchichtliche Stelle, die Härende Auf- 
bellung über Perſönlichkeiten, über Zeitlage. 

So iſt das Buch eine Wanderung durch die Quellengebiete der 
nationalen und freiheitlichen Idee, wie das deutſche Schrifttum ſie in 
gleicher Lebendigkeit und ümfaſſender Wahl noch nicht beſitzt. Und die 
Beiträge, die dieſem großen geſchichtlichen Gemälde aus der Feder 
führender Politiker der deutſchen Gegenwart angefügt werden, nehmen 
das gegebene Thema auf: keine Tagespolitit, ſondern die geiſtigen 
Kernfragen, denen fih das deutſche Volk heute gegenübergeſtellt ſieht, 
werden behandelt; auch hier die Vielſtimmigkeit zu einem Grundton 
zuſammengeſtimmt. 


laſſung, Max Weber, Hohenlohe, Rudolf von Bennigſen, Auguſt Bebel, 
Hans Delbrück, Friedrich Naumann, Bülow. 
Weltkrieg, Sturz und Rettung 1914—1919 
Gerhart Hauptmann, Ludwig Frank, Karl Broeger, Th. von Bethmann- 
Hollweg, Richard Dehmel, Opfergang, Dokumente aus dem November 1918, 
Der Feldmarſchall an den Volksbeauftragten, Hugo Preuß, Ebert wird 
Reichspräſident, Conrad Haußmann, Treue zur Heimat, Walther Rathenau, 
Die Nationalhymne, Hindenburg übernimmt die Reichspräſidentenſchaft. 
Aufbau und Ausbau 

Das Schickſal der deutſchen Staatlichkeit v. J. O. Bredt. „Weſen 
und Entſtehung der Grundrechte in der Reichsverfaſſung von 
Weimar“ v. Konrad Beyerle, „Der Oeutſche Weg“ v. Guſtav 
Streſemann, „Arbeiterſchaft und Staat“ v. Karl Severing, 
„Die Weimarer Verfaſſung als Grundlage Oeutſchen Frauen- 
lebens“ v. Gertrud Bäumer, „Jugend und Staat“ v. Heinrich 
Krone, „Reich und Wehr“ v. alter Reinhardt, „Von 
Verſailles zur Freiheit“ v. Werner Frhr. v. Rheinbaben, „Der 
Tatwille der Nationalen Selbſtbehauptung“ v. Wilhelm Frhr. v. Gayl, 
„Oſterreichs Recht und die Weimarer Nationalverſammlung“ v. Paul 
Löbe, „Sſterreich und Oeutſchland“ v. Michael Hainiſch, „Sinn und 
Sendung des Ausland-Oeutſchtums“ v. Georg Schreiber, „Das 
Deutihtum außerhalb des Deutſchen Reiches während der letzten 
10 Jahre“ v. e Rudolf Brandſch, „Die Volksſtämme der 
Oeutſchen“ v. Willy Hellpach, „Heimat — Oeutſchland — Welt“ 
v. Walter von Molo, „Ebert und Hindenburg“ v. Theodor Heuß. 


für Heimatdienſt“ einen Vorzugspreis von 3,00 RM. zu gewähren. 


trale für Heimatdienſt, Berlin W35 


— Exemplare „Deutſche Einheit Deutſche Freiheit “ zum 


WTD a SE E S — 


Für den Anzeigente Walter Shmiedid erlin SID 48. — 


B 
Alleinige Anzeigen · 


ID. Särenfein, Berlin 10 4. 285 


